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Nächste Legislaturperiode weist durch Gedenktage auf die Opfer hin 
VOS Sachsen-Anhalt richtet vor der Wahl ein Schreiben an die Bundeskanzlerin und alle Parteien 

 

Rechtzeitig vor den Bundestagswahlen richtete der 
Landesvorstand der VOS Sachsen-Anhalt ein Schrei-
ben an die amtierende und voraussichtlich wieder ge-
wählte Bundeskanzlerin Angela Merkel, in dem auf die 
in den nächsten vier Jahren zu begehenden Gedenk- 
und Feiertage hingewiesen wird, die im unmittelbaren 
Zusammenhang mit den SED-Opfern und den Wider-
ständlern gegen die Dikta-
tur stehen und die ohne de-
ren Einsatz und Opferbe-
reitschaft nicht möglich 
gewesen wären. Zugleich 
wird betont, dass bezüg-
lich der finanziellen und 
sozialen Versorgung der 
Opfer, von denen nun vie-
le das Rentenalter erreicht 
haben und unter den Haft- 
und Verfolgungsschäden 
leiden, enormer Nachhol-
bedarf besteht.  

Die aufgeführten Hin-
weise und Forderungen 
sind keineswegs neu, sie 
wurden oft genug ins Feld 
geführt. Nunmehr wurden 
sie von den sechs Bezirks-
gruppen des Bundeslandes Sachsen-Anhalt ein weite-
res Mal präzisiert. So wird an anstehenden „runden“ 
Daten in 2014 des Mauerfalls vor 25 Jahren gedacht, 
ein Jahr darauf erleben wir den 25. Jahrestag der Wie-
dervereinigung und in 2017 wird es zehn Jahre her 
sein, dass die „Besondere Zuwendung für Opfer der 
DDR-Diktatur“ beschlossen und wirksam wurde.  

Im Hinblick auf diese Daten wenden sich die VOS-
Mitglieder insonderheit mit der Anregung an die Poli-
tiker aller (!) demokratischen Parteien, nicht nur schö-
ne Würdigungsreden zu halten, sondern die Bedingun-
gen zur Gewährung der „Besonderen Zuwendung“ zu 
verbessern. Dies beinhaltet den Ausgleich durch Infla-
tionsentwertung sowie die Abschaffung der Bedürftig-
keitsklausel und des Sechs-Monats-Limits. Ebenso gilt 

es, bessere Hinterbliebenen-Regelungen zu schaffen, 
indem Ehen und Partnerschaften, die nachweislich vor 
1989 bestanden, berücksichtig werden. Auch für die 
Zwangsausgesiedelten aus den Grenzgebieten wird 
bisher zu wenig getan. Dringende Verbesserungen sind 
bei der Anerkennung und Entschädigung von Haftfol-
geschäden erforderlich. Die Liste von abgelehnten An-

trägen ist lang. Sogenannte 
Gutachter oder Sozialrich-
ter, denen es an zeit- und 
situationsbezogenem Wis-
sen fehlt, maßen sich Ent-
scheidungen an, die für die 
Opfer fatal sind und diese 
regelrecht einschüchtern.  

Im Sande verlaufen ist 
nun das Thema Zwangsar-
beit in der Haft. Nachdem 
vorübergehend eine De-
batte geführt werden konn-
te, in der auch die Justiz-
ministerin auf die Seite der 
Opfer zu treten schien, 
verlautet mittlerweile kein 
Wörtchen mehr. Fakt ist, 
dass politische Häftlinge 
in den Zeiten des Kom-

munismus/Sozialismus im Strafvollzug niederste Ar-
beiten verrichten mussten, die zu gesundheitsschädi-
genden Folgen führten und durch die sie infolge skla-
venartiger Behandlung psychisch geschädigt wurden.  

Viele ehemalige politische Häftlinge aus SBZ und 
DDR haben zudem exemplarisch niedrige Renten, da 
sie infolge der Umstrukturierung der Rentenberech-
nung vor einigen Jahren deutlich benachteiligt wurden.  

Im Wahlkampf wurden viele Themen behandelt, vie-
les wurde angeregt, versprochen oder in Aussicht ge-
stellt. Jeder konnte Fragen stellen und erhielt (s)eine 
Antwort. Über die Opfer des SED-Regimes war so gut 
wie nichts zu finden. Das ist bedauerlich. Aber es muss 
nicht das letzte Wort sein. Erst wer als Politiker(in) 
nach der Wahl handelt, beweist echte Größe.        A.R.  
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Die Zeit ist reif, die „Dynamisierung“ der Opferrente ist überfällig 
Die CDU/ CSU ist nach offenem Brief auf unserer Seite und reagiert mit einem Positionspapier
Es ist kein Geheimnis, dass einzelne 
Kameraden des Verbandes mit un-
ermüdlicher Entschlossenheit im 
Einsatz für weitere Verbesserungen 
der finanziellen Situation der SED-
Opfer sind. Allein Kamerad Karl-
Heinz Genath, er wird am 30. April 
93 Jahre alt, führt seit Jahren einen 
bemerkenswerten Kampf mit den 
verschiedensten Politikern unseres 
Landes. Es ist kaum eine Ausgabe 
der Freiheitsglocke erschienen, in 
der nicht eines seiner Schreiben oder 
die darauf erteilte Antwort abge-
druckt wurde. Es waren bitterböse,
geradezu beleidigende Erwiderun-
gen darunter, die von den Büros der 
höchsten Politiker und Politikerin-
nen erteilt wurden. 

Kamerad Genath hat sich davon 
nicht erschüttern lassen. Und der Er-
folg gibt ihm Recht. Nicht nur ihm, 
denn von anderen Stellen wurde 
nicht minder gefochten. In NRW 
sind der Landesvorsitzende und sein 
Vorgänger zu guter Letzt zum Op-
fer-Beauftragten eingeladen worden, 
auch hier stieß die Forderung nach 
einer Anpassung der Besonderen 
Zuwendung endlich auf zustimmen-
de Unterstützung. Zugleich wurde 
ein Katalog mit weiteren Verbesse-
rungen verhandelt, der von der Bun-
desregierung verabschiedet werden 
soll. 

Ein wesentlicher Impuls, der si-
cherlich mitentscheidend war, kam 
noch im Jahr 2018 vom Landesver-
band Sachsen-Anhalt. Der Landes-
vorsitzende Dr. Winter verfasste 
gemeinsam mit unserem Bundes-
vorsitzenden i. R. Johannes Rink ei-
nen offenen Brief an die im Bundes-
tag vertretenen Fraktionen und zeig-

te darin auf, wie sich mittlerweile 
die Sonderfonds von Beschäftigten 
der ehemaligen Staatsorgane der 
DDR entwickelten. Was hier ge-
schieht, ist ein Skandal, der selbst 
Ministerpräsident Haselloff und ver-
schiedenen Ministern die Augen ge-
öffnet hat. Während sich die einst-
mals staatstragenden Diener zufrie-
den die Hände reiben können, war-
ten diejenigen, die mit SED-
Mitgliedschaft und hohen Posten 
nichts im Sinn hatten und die für ih-
ren Widerstand inhaftiert wurden, 
vergeblich auf eine Anhebung der 
Opferrente.

Sicherlich ist eine Summe von 300 
Euro kein geringer Betrag, zumal er 
bereits eine Aufstockung enthält. 
Dennoch haben viele SED-Opfer
die Zuwendung bitternötig. Die Haft
hat unübersehbar Folgen hinterlas-
sen. Wer seinerzeit in Gießen ein-
traf, musste erst mal die Repressa-
lien eben jener Staatsdiener über-
winden, die nun gut versorgt sind. 
Keineswegs erlebte man als Ex-
Häftling im westlichen System ei-
nen einfachen Neuanfang mit 
Traumjob und dickem Konto. Viele
Ankömmlinge waren froh, über-
haupt eine Arbeit zu finden, auch
wenn sie unter der eigentlichen 
Qualifikation lag und niemand da-
mit rechnete, dass nach der Wieder-
vereinigung das Rentensystem zu 
Ungunsten der SED-Verfolgten re-
formiert werden würde. Hatten sich 
viele Flüchtlinge schon in der DDR 
aufgrund ihrer staatsablehnenden 
Haltung mit minderbezahlten Ar-
beitsverhältnissen begnügt, so wur-
den sie, wie man im Nachhinein er-
fahren darf, erneut benachteiligt. 

Dass nun eine prozentuale Anhe-
bung der Opferrente an die Entwick-
lung der Altersrente – rückwirkend 
bis Januar 2018 –erfolgen muss, ist 
eine Maßnahme, die allen helfen 
würde. Den Opfern, die dadurch 
mehr Geld bekämen, aber auch den 
Abgeordneten, die sich nicht mehr 
den Forderungen der Berechtigten 
gegenüber sähen. Der Vorwurf, die 
staatstragenden Diener der DDR, 
würden zu hohe Renten bekommen, 
wäre allerdings nicht vom Tisch.

Tatsächlich bewegt sich nun etwas 
in der Politik. In einem Positionspa-
pier von CDU/CSU vom 19. März 
sind 21 konkrete Maßnahmen fest-
gehalten, die neben der Unterstüt-
zung der SED-Opfer auch zur Auf-
arbeitung und zur Festigung der Ge-
denkkultur der Verbrechen der 
SED-Diktatur beitragen sollen. Da-
zu gehören mit Punkt 18 die Stär-
kung der

B. Thonn 
Hinweis: 
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So heftig in den letzten Monaten 
über die Ablösung des Gedenkstät-
tendirektors von Berlin- Hohen-
schönhausen debattiert und gestrit-
ten wurde, so still ist es auf einmal 
in dieser Sache geworden. Weder 
kann man erfahren, wie die Ge-
denkstätte künftig ausgerichtet 
werden soll noch wer als neue 
Führungskraft in Frage kommen 
könnte. Die Hintergründe zur 
Knabe-Entlassung bleiben im Kern 
unklar. Wir kennen die formalen 
Argumente, damit sind jedoch die 
Vorwürfe, dass politische und per-
sönliche Intrigen im Spiel waren,
nicht ausgeräumt. Das Schweigen, 
das man (und frau) sich auf der 
höchsten politischen Ebene auf un-
angenehme Fragen angewöhnt hat, 
greift weiter um sich. Wer sich 
aber damit nicht abfindet, wird 
medial geohrfeigt oder mit Isolati-
on und Ächtung bedacht. Nein, 
man wird nicht wie einst in der 
DDR für Kritik am System und 
den Politikern eingesperrt. Ganz 
sicher wird es auch nicht so weit 
kommen. Aber an den Vorgängen 
um Hubertus Knabe war zu erle-
ben, dass man entschlossene Per-
sonen auch legal abservieren und 
geschichtliche Wahrheiten aufwei-
chen kann. Denn die Zweifel an 
der Beibehaltung der konsequenten 
Aufarbeitungsrichtlinie innerhalb 
der Gedenkstätte sind geblieben. 
Wäre es nicht so, hätte man zu-
mindest den Untersuchungsaus-
schuss, der sich im Berliner Senat 
mit den Hintergründen zu Knabes 
Entlassung befassen sollte, einbe-
rufen können. Nicht wenige Kame-
radinnen und Kameraden haben 
den Vordruck der letzten Fg-
Ausgabe genutzt und diesen an 
Frau Grütters von der CDU ge-
sandt. Nun hat sie den Landesvor-
sitz abgegeben, über den Untersu-
chungsausschuss wird offenbar
nicht mehr gesprochen.

Immerhin hat sich Hubertus 
Knabe in seiner politischen Arbeit 
nicht entmutigen lassen. Seitens 
der VOS besteht das Angebot, dass 
wir kooperieren und voneinander 
profitieren. Unserem Verband tut 
jede Form von Unterstützung und 
Zuwachs gut. Wie man in dieser 
Fg-Ausgabe sehen kann, wurden 
gleich mehrere Kameraden 90 Jah-
re, worüber wir uns sehr freuen. 

Dennoch sind wir bestrebt, jüngere 
Generationen einzubeziehen, um 
den Staffelstab weiterreichen zu 
können. Es ist einerseits wichtig, 
dass wir das eigentliche Ziel der 
VOS, alle durch den Kommunis-
mus auf deutschem Boden inhaf-
tierten Menschen aus der Haft zu 
befreien, erreicht haben. 

Auf ein Wort  
des  

Redakteurs 
Dies hat nun freilich auch unser 
Nachwuchsproblem zur Folge. Es 
kommen keine Haftentlassenen 
nach. Andererseits leben in diesem 
Land noch so viele ehemalige poli-
tische Häftlinge, die sehr wohl un-
sere VOS bereichern könnten. Nur, 
wie erreichen wir diese Menschen?

Ich halte es für einen großen Er-
folg, dass wir im Februar unser 70-
jähriges Bestehen als Verband fei-
ern können und die nächste Aus-
gabe unserer Freiheitsglocke die 
Nummer 800 tragen wird. Ob wir 
dann noch einen weiteren Hunder-
ter unserer Zeitung erleben, bleibt 
abzuwarten. Es würde immerhin 
bedeuten, dass wir als Verband 
und ich als Redakteur weitere acht
Jahre durchhalten. 

Festzustellen ist allerdings, dass 
wir in der Altersgruppe der 60- bis 
70-Jährigen noch sehr aktive Ka-
meraden haben. Es ist vor allem 
die Zeitzeugenarbeit, die inzwi-
schen erfreuliche Ausmaße an-
nimmt. Im Bundesland NRW ge-
hen seit der Veröffentlichung unse-
res ersten Newsletters – er ging an 
eine Vielzahl von Bildungseinrich-
tungen – vermehrt Anfragen von 
Schulen und neuerdings auch Be-
hörden ein. Nicht zuletzt zahlt sich 
hier die Partnerschaft mit der Ruhr 
Uni Bochum und dem Institut für 
Deutschlandforschung aus. 

Erfreulicherweise hat uns auch
der NRW-Landesbeauftragte für 
Spätaussiedler und Heimatvertrie-
bene in seine Arbeit einbezogen, 
wodurch wir zum einen als Opfer-
gruppe, zum anderen als Verband 
Unterstützung erfahren. Das Land 
plant die Einrichtung eines Muse-
ums für Geschichte, das nicht dem 
Bund zugeordnet ist, sondern einen 
alleinigen Bezug zu NRW haben 

wird. Die Geschichte, die in dieser 
neuen Einrichtung dargestellt wer-
den soll, wird sich auch mit den 
politischen Häftlingen von SBZ /
DDR befassen. Wesentlich ist, 
dass eingereichte Exponate einen
Bezug zu NRW haben.

Die Landesgruppe der VOS setzt 
sich weiterhin für ein Erinne-
rungsmal ein. Wir wissen, dass es 
in Bundesländern, die an die dama-
lige DDR grenzten, bereits Ge-
denkstätten gibt, die zugleich für 
Bildungszwecke genutzt werden 
und Zulauf von Touristen haben. 
Doch es geht nicht nur unwesent-
lich um den Volksaufstand vom 
Juni 1953. Der 17. jenes Monats 
gilt als zentraler Erinnerungstag
des Widerstands gegen die Dikta-
tur. Bis zur Wiedervereinigung 
war dies in den Alten Bundeslän-
dern ein Anlass, der damals verlo-
renen Einheit Deutschlands zu ge-
denken. Dass dieser Tag zugunsten 
des 3. Oktober herabgestuft wurde, 
ist gerade für uns ehemalige 
Kämpfer für die deutsche Einheit 
nur bedingt akzeptabel. Zeigt doch 
jener Massenaufstand von 1953, 
wie gewaltig das Verlangen der 
DDR-Bürger nach einem geeinten 
Vaterland immer schon gewesen 
ist. Und ehrlicherweise sollte man 
bekennen, dass die Deutschen zu 
jenem Zeitpunkt schneller und un-
komplizierter zur inneren Einheit 
gefunden hätten als nach vierzig 
Jahren Teilung. Dies bezieht sich 
sowohl auf die Bevölkerungsebene 
wie auf die politische Führung. 
Der Einfluss der linken Ideologie 
samt der zunehmenden Radikali-
sierung der SED-Diktatur hat sich 
gerade aus diesem Aufstand erge-
ben. Wenn wir also an das vom 
Sozialismus verschuldete Unrecht 
erinnern wollen, brauchen wir die 
Erinnerung an jenen Gedenktag. 
Die Kameradinnen und Kamera-
den, die sich für ein Gedenken an 
dieses Datum einsetzen, sind dem-
nach auf dem richtigen Weg, sie 
beleben dabei auch die VOS neu. 
Und sie haben bereits Gehör ge-
funden, denn der Landesbeauftrag-
te Heiko Hendriks hat das Anlie-
gen schon mal auf seine – vermut-
lich nicht eben kleine – „To-do-
Liste“ gesetzt. 

Bis zur nächsten Ausgabe
Ihr Alexander Richter
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Danke an alle großartigen Spender, die sich für die VOS einsetzen! 
Eine Spende für den Verband hilft allen und stärkt die Position der Opfer

Horst Kreeter, Wilmar Leistner, Thomas Hainich, Hans 
Helmut Schulze, Dietrich Jacobs, Jörg Vieweg, Johann 
Leeb, Hans-Dietrich Kieckbusch, Jürgen Fuhrmann, 
Helmut Günther, Dr. Bernd Röhlig, Dr. Michael An-
dreas Dosch, Hartmut Chyba, Günter Hammer, Helmut 
Schloenvoigt, Ruth Zabel, Hans Steffen, Siegfried
Freitag, Eberhard Pohl, Lutz Glaser, Joachim Nitsch, 
Lothar Eckardt, Horst Radigk, Wolf-Peter Rubner, Gi-
sela Härtel, Anneliese Nattke, Gerd Ahnert, Alfred 
Ullmann, Peter Hellmund, Fritz Schöne, Emil Redlich, 
Gottfried Hoyer, Horst Wagner, Hartmut Behle, Anne-
lie Fratz, Marcel Lehnhardt, Günther Baumann, Dr. Pe-
ter Joachim Lapp, Michaela und Klaus Maul, Erika 
Noack, Erdmute und Dr. Walter Weller, Wolfgang 
Lehmann, Klaus Tübbecke, Herbert Thomas, Jürgen 
Wendler, Manfred Schulz, Jürgen Ulrich, Hans-
Joachim Markgraf, Friedrich Törber, Reinhard Golde, 
Karl-Günter Wehling, Helmut Heinz Weckschmied, 
Gerd Lewin, Helmut Gorgas, Werner Mieth, Heinz 
Noack, Rudolf Lenkisch, Ehrhard Göhl, Othmar Ball-
maier, Heinz Jürgen Müller, Günther Nollau, Werner 

Stiehl, Manfred Stecher, Karl-Heinz Ulrich, Friderun 
und Egon Seel, Rainer Hohmut, Anneliese Gabel, Gün-
ter Jacobi, Günter Uhlig, Lothar Ech, Joachim Bergter, 
Heinz-Günther Lohoff, Kurt Schröder, Gerd Wacker, 
Eckehard Richter, Klaus-Ludwig Goos

In das Tagebuch der kritischen 
Gedanken gebrannt:
Wohnungsnot oder Wohnungsknappheit? Wovon spre-
chen wir, wenn wir das heutige Berlin meinen? Von 
einem Staat, in dem ein 35-jähriger Single im Haushalt 
der Eltern wohnen musste, weil er keinen Anspruch auf 
eine eigene Wohnung hatte? Das wäre und war die 
DDR. Die Wohnungseigentümer waren insofern schon 
enteignet, als die Ämter bzw. der Staat entschieden,
wem welcher Wohnraum zustand und wem nicht.

Auch heute spricht man von Enteignung. Der Rechts-
staat hat offenbar weniger zu sagen als die Politiker, 
die den „Sozialismus von oben“ unverhohlen wieder 
einführen wollen. Das Ergebnis: Wer nicht einverstan-
den ist, wird eingesperrt. Alles wie gehabt.         H. D.
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Jedes Opfer im Kampf gegen eine Diktatur verdient den Respekt 
aller Demokraten und sollte entsprechend entschädigt werden
Offener Brief an die Bundeskanzlerin und die Fraktionen des Deutschen Bundestages 
Bereits Ende letzten Jahres erarbeitete der Landes-
verband der VOS in Sachsen-Anhalt einen stichhal-
tigen Antrag an die Mitglieder des Bundestags, in 
dem die Forderungen und Ansprüche der ehemali-
gen politischen Häftlinge der SBZ/DDR auf Besse-
rung der sozialen Leistungen und der Anerkennung 
von Haftschäden formuliert wurden. Maßgeblich 
beteiligt war der Landesvorsitzende Dr. Winter, der 
stellvertretend für die Anspruchsberechtigten un-
terzeichnete. Das Schreiben wurde an die Bundes-
kanzlerin und die Vorsitzenden der Im Bundestag 
vertretenen Fraktionen gesendet. Die Forderungen 
umfassen: 

- Dynamisierung der sogenannten Opferrente für ehe-
malige politische Häftlinge der SED-Diktatur analog 
der Sonderversorgungs- und Zusatzversorgungssys-
teme 

- - Vererbbarkeit der Opferrente 
- - Die Vorkämpfer für die Einheit Deutschlands, die 

Rehabilitierten in die Mitte der Gesellschaft zu holen 
und sie zu ehren 

- - Die Opfer von Zwangsaussiedlungsmaßnahmen 
sollten in einer Weise Berücksichtigung finden, die 
deren spezifisches Verfolgungsschicksal und damit 
verbundenen Schwierigkeiten, einen angemessenen 
Ausgleich für das erlittene Unrecht zu erhalten, ge-
recht wird. 

Der Antrag enthält folgenden Wortlaut:
Sehr geehrte Damen und Herren, verehrte Mitglieder 
des Deutschen Bundestages, 
wir, die VOS in Sachsen-Anhalt als Initiator dieses An-
trages haben in Abstimmung mit den Landesbeauftrag-
ten der Länder für die Aufarbeitung der SED-Diktatur 
und anderen Verbänden wie VOS Vereinigung der Op-
fer des Stalinismus in Sachsen-Anhalt e. V., UOKG 
Union der Opferverbände Kommunistischer Gewalt-
herrschaft e. V., ARE Aktionsgemeinschaft Recht und 
Eigentum e. V., Netzwerk Niedersachsen Hannover, 
der Präsidentin der DDR Zwangsausgesiedelten e. V., 
Heimatverdrängtes Landvolk e.V. sowie der Bundes-
beauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheits-
dienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik beschlossen, diesen Antrag gemeinsam zu
initiieren. Ausgangspunkt und Plattform war das Halle-
Forum am 25.und 26. Oktober 2018. 

Mit Freude und neuer Hoffnung nach langer Inaktivi-
tät des Bundestages in Sachen SED-Opfer haben wir 
die Entschließungen des Bundesrates 
- zur Verbesserung der Lage der Heimkinder 

(DS19/261)
- zur Entfristung der SED- Unrechtsbereinigungsgeset-

ze (DS 743/17) 
- zur Verbesserung der Lage der SED-Opfer (DS 

316/18) 
zur Kenntnis genommen. 

Die sogenannte Opferrente sollte allen Berechtigten 
SED- und Stasiopfern ausgezahlt werden, ohne dass 
eine besondere Bedürftigkeit nachgewiesen werden 
muss. Außerdem verlangen wir Erleichterungen und 
Vereinheitlichungen der Praxis in den einzelnen Bun-
desländern bei der Anerkennung verfolgungsbedingter 
Gesundheitsschäden. Wir hoffen, dass diese beiden 
Forderungen auch von Parlamenten der anderen Bun-
desländer übernommen werden.

Ebenfalls zur Kenntnis nehmen mussten wir aller-
dings auch, dass die Bundesregierung bisher keine der 
Entschließungen des Bundesrates aufgenommen und 
Regelungen in diesem Sinne erlassen hat. Wir erwar-
ten, dass die Fraktionen des Deutschen Bundestages 
für die jeweils genannten politisch Verfolgten in der 
ehemaligen sowjetischen Besatzungszone (SBZ) sowie 
in der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) 
nicht nur zeitnah die Empfehlungen des Bundesrates 
schnell und gründlich beraten und umfassend umset-
zen. Bei dem sich daraus ergebenden gesetzgeberi-
schen Handlungsbedarf gilt es, eine Ausgrenzung von 
Betroffenen zu verhindern. Eine Spaltung des vom 
Bundesrat bereits vorgegebenen Personenkreises wäre 
fatal und würde eine erneute Diskriminierung der aus-
gegliederten Opfer bedingen. 

Insbesondere schließen wir uns der Aufforderung des 
Bundesrates an, die sogenannte Opferrente, die in 
Wirklichkeit eine Zuwendung an sozial Bedürftige ist, 
in die allgemeine Dynamisierung derartiger Zahlungen 
einzubeziehen. 

Durch eine kleine Anfrage im Bundestag haben wir 
erfahren müssen, dass die Zusatz- und Sonderversor-
gungssysteme nicht mehr existieren. Sie sind zwischen 
1990 und 1991 geschlossen worden und die Ansprüche 
und Anwartschaften sind in die gesetzliche Rentenver-
sicherung überführt worden. Dies bedeutet, dass dieser 
Personenkreis für die in diesen Systemen zurückgeleg-
ten Beschäftigungszeiten ausschließlich eine Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung bezieht und sich 
die Berechnung des neubegründeten Rentenanspruchs 
gegenüber der gesetzlichen Rentenversicherung grund-
sätzlich nach den Regelungen des SGB VI richtet. Eine 
logische Folge dieser Maßnahme ist die Dynamisie-
rung der Sonder- und Zusatzversorgungssysteme bei 
der jährlichen Anpassung der Rentenbezüge. 

Die Ausgaben für die AAÜG-Erstattung (Anwart-
schaftsüberführungsgesetz) sind von 2012 von rund 
4,58 Mrd. € auf 5,25 Mrd. € bis 2017 gestiegen. Da die 
Opferrente (300,00 €/Monat) von dieser Dynamisie-
rung ausgeschlossen ist, verschärft sich die Ungleich-
behandlung der ehemaligen politisch Verfolgten Häft-
linge gegenüber den Beziehern der Sonder- und Zu-
satzversorgungssysteme der DDR enorm. Unsere „Op-
ferrente“ politische Umgangssprache, ist jedoch keine, 
da sie im Sozialrecht verankert ist. Jedes Opfer, das 
gebracht wurde um eine Diktatur zu bekämpfen, ver-
dient den Respekt und die Achtung aller Demokraten. 

 nächste Seite oben
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 von voriger Seite unten

Wir setzen uns dafür ein, dass die Hinterbliebenen und 
Kinder von Haftopfern des DDR-Regimes in Zukunft 
auch rentenrechtlich berücksichtigt werden. 

Das bedeutet, dass die Ansprüche aus § 17a Straf-
rechtliches Rehabilitierungsgesetz der Opfer vererbt 
werden können. Die Nachweispflicht für die unmittel-
bare Betroffenheit durch die Haft der Angehörigen 
sollte dafür nicht mehr erforderlich sein. Wir halten 
eine Vererbbarkeit der Opferrente an Lebenspartner, 
Hinterbliebene für unumgänglich. 

Konkret § 17 a besondere Zuwendung für Haftopfer. 
Berechtigte nach § 17 Abs. 1 strafrechtlichen Rehabi-
litierungsgesetzes (StRehaG), die in ihrer wirtschaftli-
chen Lage besonders beeinträchtigt sind, erhalten auf 
Antrag eine monatliche besondere Zuwendung für 
Haftopfer. Um die Ungleichbehandlung zu beseitigen,
müsste das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz um 
folgende Punkte erweitert werden: 

- Erhöhung der Opferrente ab 2019
- Analog der jährlichen Erhöhung der gesetzlichen 

Rentenversicherung wird die monatliche beson-
dere Zuwendung nach § 17a des strafrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetzes um den gleichen Pro-
zentsatz erhöht. (Dynamisierung) 

Die Opfer der beiden Diktaturen wurden zwar rehabi-
litiert, und dennoch werden sie ungleich behandelt, 
obwohl lt. Artikel 3 des Grundgesetzes (1) – alle
Menschen gleich zu behandeln sind. 

Dass die Maßnahmen gegen die DDR- Zwangsaus-
gesiedelten mit tragenden Grundsätzen eines Rechts-
staates unvereinbar sind, räumt dieser SED- Opfer-
gruppe ein, ebenso einen Antrag auf Rehabilitierung 
zu stellen. Dieses Schicksal beeinträchtigte sowohl 
nachhaltig die Gesundheit als auch den beruflichen 
Werdegang. Die Betroffenen wurden neben der 
Zwangsaussiedlung gesellschaftlich ausgegrenzt, dis-
kreditiert und durch die Enteignung des Eigentums/
Vermögens finanziell geschädigt. Die DDR- Zwangs-
ausgesiedelten leiden heute noch unter den Folgen des 
erlittenen Unrechts. Hinzu kommen die rechtli-
chen Rahmenbedingungen, die insbesondere bei 
der Entschädigung für Eingriffe in Vermögens-
werte Gerechtigkeitslücken bewirken. Einem
Zwangsausgesiedelten für die beantragte Ent-
schädigung einen „NULL- Bescheid“ zu erteilen 
und damit den Verlust an Vermögenswerten 
nicht auszugleichen, verstößt gegen das Rechts-
empfinden der Betroffenen. Deshalb empfinden 
die Betroffenen die rechtlichen Defizite im ak-
tuellen Anerkennungs- und Entschädigungssys-
tem als „nachwendebedingtes Folgeunrecht“. 
Wir bitten alle Mitglieder der demokratischen 
Parteien im Bundestag sich dafür einzusetzen, 
dass die Diskriminierung der Opfer beseitigt 
wird. Die Einführung der besonderen Zuwen-
dung im September 2007 kam für viele Verfolg-
te zu spät, da sie in den 17 Jahren nach der Wieder-
vereinigung bereits verstorben waren. 

Aus Anlass des ARE – Kongresses „Attacke 2018“ 
mit der Besonderheit einer Demonstration für den Er-
halt bedrohten Kulturerbes, gibt die ARE zu dringen-

den und aktuellen Fragen der deutschen Politik fol-
gende Erklärung ab: 

Die Umsetzung des Koalitionsvertrages zur 19. Le-
gislaturperiode muss bisher -nicht nur für die Be-
troffenen und die Opfer der SED Diktatur- als enttäu-
schend empfunden werden. Wenn es heißt, dass die 
Rehabilitierung der Opfer weiterentwickelt und die 
Fristen für die Beantragung nach den Rehabilitie-
rungsgesetzen aufzuheben sind, dann ist festzuhalten, 
dass zahlreiche Defizite und Gesetzeslücken zu besei-
tigen sind. Dies kann nicht in Kürze erledigt werden, 
obwohl sowohl der ARE-Zusammenschluss als auch 
die UOKG konkrete Vorschläge unterbreitet und zu-
gearbeitet haben. 

Das politische Desinteresse an den aktuell noch be-
stehenden Problemen der SED-Opfer hat bereits zu 
leidvollen Erfahrungen der Betroffenen geführt. Da 
der Rechtsfriede im vereinten Deutschland dauerhaft 
gesichert sein muss, ist es höchste Zeit, bei der Lö-
sung der in der Bundesratsinitiative aufgezeigten 
rechtlichen Handlungsfelder einen politisch anerken-
nenswerten Konsens zu finden. 

Auch haben beide Enquete-Kommissionen des 
Deutschen Bundestages zur Aufarbeitung und zur 
Überwindung der Folgen der zweiten Diktatur wie-
derholt hervorgehoben, dass der Fürsorge für Opfer 
politischer Verfolgung, die dafür einen hohen Preis zu 
zahlen hatten, eine große Bedeutung zukommt. 

Deshalb dürfen sich nach 28 Jahren Deutsche Ein-
heit die Opfer der SED-Diktatur nicht länger diskri-
miniert fühlen. Aufgrund dessen darf es keinen Still-
stand bei den politischen Bemühungen geben, so lan-
ge noch eine gravierende Ungleichbehandlung der 
SED-Opfer besteht. 

Es gilt nunmehr den erforderlichen politischen Wil-
len aufzubringen, denn die Zeit, in der auf Bundes-
ebene nicht die gesetzlichen Voraussetzungen für eine 
angemessene Entschädigung der SED-Opfer geschaf-
fen werden, ist für die Betroffenen gestohlene Zeit. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
Dr. Winter, Landesvorsitzender

Zu den Opfern, denen schweres Unrecht widerfahren 
ist, zählt auch Lothar Tiedtke von Koß, der in der 
DDR-Psychiatrie zermürbt wurde und bis heute auf 
eine gerechte Wiedergutmachung wartet. Lesung aus 
„Mundtot“ unter: https://www.youtube.com/watch
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Geht es vorwärts oder verstehen wir hier etwas falsch?
Positionspapier der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag spricht sich konkret für die 
„Dynamisierung“ der Opferrente aus, doch das Bundeskanzleramt sagt NEIN!
Am 19. März 2019 verabschiedete 
die gemeinsame Fraktion von 
CDU/ CSU im Bundestag ein Posi-
tionspapier, in dem sie sich per 
Beschluss zur Würdigung der Wer-
te der Einheit Deutschlands be-
kennt und damit auch die Rolle 
von Widerstand, Verfolgung und 
Haft unterstreicht. Demgemäß will
sie sich nun – nach langem Behar-
ren insonderheit seitens der VOS –
zur Dynamisierung der Besonde-
ren Zuwendung – gemeint ist eine 
Anpassung an die jährliche Erhö-
hung der Altersrenten bzw. der In-
flationsrate – einsetzen. 

Das Papier nennt dabei konkret 
Sozialleistungen, hält aber auch 
Maßnahmen fest, die der Aufarbei-
tung der SED-Verbrechen und der 
Bewahrung geschichtlicher Tatsa-
chen für nachfolgende Generatio-
nen entscheidend dienen. Aufge-
nommen wurde auch ein Passus, 
der sich mit der inzwischen nicht 
mehr diskutierten Zwangsarbeit 
befasst (Tz. 16). Hierbei wäre es 
sinnvoll, die rechtliche Lage mit 
einzubeziehen. Soll heißen, welche 
Betriebe (auch aus dem westlichen 
System) haben profitiert, und wa-
rum hat das zuständige Ministeri-
um der DDR keine Rentenbeiträge 
für die Häftlinge eingezahlt.

Von wesentlichem Interesse für 
die ehemaligen politischen Häft-
linge und Verfolgten dürften dabei 
die nachfolgend ausgewählten Zif-
fern sein: 
3. Kindern und Jugendlichen, die 
auf Grund politischer Verfolgung 
der Eltern in Heime eingewiesen 
wurden, die Rehabilitierung zu 
ermöglichen.
4. Kindern und Jugendlichen, die 
in Spezialkinderheimen und Ju-
gendwerkhöfen untergebracht 
wurden, um sie zu „sozialistischen 
Persönlichkeiten umzuerziehen“, 
die Rehabilitierung zu ermögli-
chen.
5. Bei der besonderen Zuwendung 
für Haftopfer gem. § 17a StrRehaG 
und den Ausgleichsleitungen nach 
dem § 8 BerRehaG eine kontinu-
ierliche Dynamisierung zu prüfen 
– analog der laufenden Beihilfen in 
Fällen eines erschwerten Verfol-
gungsschicksals für die Opfer nati-
onalsozialistischer Verfolgung.

6. Zu prüfen, wie darüber hinaus 
die soziale Lage anerkannter poli-
tisch Verfolgter verbessert werden 
kann.
8. Einen Härtefallfonds „SED- Un-
recht“ einzurichten.
11. das Projekt, die zerrissenen 
Akten („Schnipsel“) des MfS auf 
elektronischem Weg zu rekonstru-
ieren, fortzuführen.
15. Ein Mahnmal für die Opfer 
kommunistischer Gewaltherrschaft 
in Deutschland zu schaffen, 
16. Die in der ehemaligen DDR 
verbreitete völkerrechtlich geäch-
tete Zwangsarbeit in den Gefäng-
nissen weiter aufzuklären.
18. Gedenkstätten mit authenti-
scher Zeitzeugenarbeit zu stärken, 
auch um Versuchen, SED-Unrecht 
zu relativieren, entgegenzutreten.
19. Die Entwicklung und den Ein-
satz moderner digitaler Vermitt-
lungsinstrumente in der historisch-
politischen Bildungsarbeit der Ge-
denkstätten auszubauen und zu 
fördern.
Nicht ganz nachvollziehbar ist in 
der Einleitung des Papiers die 
Formulierung: Vor 30 Jahren 
brachten die Deutschen in der 
DDR die Mauer zum Einsturz. 
Damit endete die jahrzehntelange 
bittere Teilung unseres Landes.

Der politisch interessierte Bürger 
kennt da eine andere Wahrheit: 
Nicht „die Deutschen in der DDR“ 
sorgten für den Mauerfall, sondern 
nur die freiheitlich-demokratisch 
gesinnten und auch jene, die die 
DDR verlassen hatten. Genug 
„Zeit-Genossen“ lebten dort, die 
die Mauer gern behalten hätten
und die jahrzehntelang schwer ge-
gen Menschenrecht verstoßen ha-
ben, damit diese Mauer stehen 
bleibt. Werden derart oberflächli-
che Äußerungen in die Öffentlich-
keit gebracht, muss man sich nicht 
wundern, dass der Unterschied 
zwischen Links und Mitte immer 
mehr verwischt wird und Jugendli-
che ein völlig falsches Bild von 
Widerstand und politischen Ver-
brechen bekommen. 

Ungeachtet dessen begrüßen die 
ehemaligen politischen Häftlinge 
dieses Positionspapier. Es ist ein 
Bekenntnis zur geschichtlichen 

Wahrheit und zur Demokratie, und 
es spiegelt endlich auch den auf-
richtigen Geist eines Helmut Kohls 
wider. Man darf hoffen, dass die 
SPD nun nicht aus Trotz oder Ei-
gensinn die Umsetzung innerhalb 
der Koalition blockiert. Es sind 
genug SED-Opfer, deren Lebens-
abschnitt sich in der letzten Phase 
befindet und für die eine Realisie-
rung der Forderungen auch die 
Anerkennung ihrer Lebensleistung 
bedeuten würde.

Abgesehen davon richtet sich 
vorstehender Wunsch auch an die 
Büros der Politiker. Wieder und 
wieder bemüht sich unser Kamerad
Karl-Heinz Genath um Besserun-
gen der Sozialleistungen. Die 
Antworten, so sie gegeben werden, 
zeigen wenig Verständnis für einen 
Menschen, der sich mit über 90 
Jahren für sich und für andere ein-
setzt. Dies sei freilich eher am 
Rande bemerkt. Ins Staunen gerät 
man, wenn man das Datum des 
Positionspapiers der CDU/CSU 
mit einem Schreiben des Bundes-
kanzleramtes vergleicht. Das vor-
genannte Papier datiert auf den 19. 
März, während das Kanzleramt am 
28. März mitteilt: Die besondere 
Zuwendung für Haftopfer (Opfer-
rente) nach § 17a des Strafrechtli-
chen Rehabilitierungsgesetzes 
(StrRehaG) hat weder Sozialhilfe-
noch Rentencharakter. Eine re-
gelmäßige Erhöhung, beispiels-
weise eine Anpassung an die all-
gemeinen Lebenshaltungskosten, 
hat der Gesetzgeber daher nicht 
vorgesehen. Die Frage stellt sich, 
warum das Positionspapier im 
Kanzleramt nicht bekannt war und 
man nicht vielleicht darauf hätte 
verweisen können. So endet das 
Antwortschreiben eher sarkastisch: 
Mir ist bewusst, dass Sie sich von 
lhrer Zuschrift konkrete Hilfe der 
Bundeskanzlerin erhofft haben und 
ich diese Hoffnung leider enttäu-
schen muss. Man darf hoffen, dass 
die Absage des Kanzleramtes nur 
auf einen mangelnden Informati-
onsfluss zurückzuführen ist und 
Kanzlerin und Fraktion letztlich 
nicht getrennte Beschlüsse fassen. 
Denn dann würden sich die Opfer 
vielleicht doch falsche Hoffnungen 
machen. Tom Haltern



77
 

Treue und verdiente Kameraden wurden zurecht geehrt
Goldene Ehrennadeln für Joachim Liebmann und Erhart Krätzschmar 
Anlässlich ihres 90. Geburtstag wurden die VOS-
Kameraden Erhart Krätzschmar und Joachim Lieb-
mann mit der Goldenen Ehrennadel ausgezeichnet.
Beide Kameraden haben dasselbe Schicksal: Sie wur-
den 1945 ihren Familien entrissen und ins GPU- Ge-
fängnis Wurzen (Schloss) eingesperrt und zum Ge-
ständnis, als Werwolf aktiv gewesen zu sein, vom 
NKWD misshandelt und erpresst.

In den nächtlichen Verhören wurden sie wie alle an-
deren Betroffenen auch aus den Zellen geholt und bru-
tal unter 
Schlägen 
zu Ge-
ständnissen 
gezwungen. 
Sie waren 
Opfer des 
NKWD-
Stalin-
Befehls Nr.
0016, wo-
nach Per-
sonen zur 
Säuberung 
der einge-
nommenen 
Gebiete in 
Arrest zu 
nehmen 
und in die 
Speziallager zu überführen sind. Beide Kameraden 
wurden in das berüchtigte Speziallager Nr.1 nach 
Mühlberg gebracht, wo man seinerzeit bis zu 12.000 
Männer und Frauen in 40 Baracken gefangen hielt.
Die Mangelernährung und die fehlenden Möglichkei-
ten der Hygiene verursachten Geschwüre und Furun-
kel. Es starben in der Haftzeit 6.765 Mithäftlinge an 
den Erkrankungen, da es keine ausreichenden ärztli-
chen Behandlungen gab.

Anfang des Jahres 1947 gehörten Joachim Liebmann
und Erhart Krätzschmar zu jenen bedauernswerten
921 Personen, die mit dem berüchtigten Pelzmützen-
transport nach Anschero-Sudschensk, einer Stadt in 
Sibirien, geschafft wurden und erst im Mai 1950 be-
ziehungsweise im Juni 1952 die Heimat wiedersahen.
Sie wurden als Arbeitssklaven in Steinkohlegruben, 
bis zu 1000 m unter Tage gefangen gehalten.

Ihr Schweigen über die Gefangenschaft dauerte bis 
zur politischen Wende 1989/1990. Während die Ver-
einigung der Opfer des Stalinismus schon seit Febru-
ar 1950 in Westberlin und in der Bundesrepublik exis-
tierte, gründete sich die Wurzener Bezirksgruppe erst 
1991 auf Initiative von Otto Jacob. Nach dem Tod des 
Wurzeners 1995 übernahm der Bennewitzer Rolf 
Starke (1929  –  2014) die Leitung und ab 2014 dann 
Horst Radigk. Wir wünschen den zwei Jubilaren vor 
allem Gesundheit und weitere glückliche Jahre im 
Kreise ihrer Familien und der VOS-Kameraden.

Frank Nemetz, VOS-Sachsen
Bundesvorstand, Bundesgeschäftsführer, Redakteur

Hinweis: Im Zeitzeugenbuch, das mittlerweile er-
schienen ist und in dem über Schicksale berichtet 
wird, kann auch man die ausführlichen Berichte über 
die Zeit im Speziallager Nr.1 von Mühlberg nachle-
sen. Hier heißt es: „Den Willen zu verlieren, war der 
halbe Tod.“ Ein Bekenntnis, mit dem sich auch die 
anderen Haftopfer zum Ende der schlimmen Zeit quäl-
ten und das sie zum Vorbild für die Jugendlichen der 
heutigen Zeit macht. Weitere Informationen zu Haft-
schicksalen und Haftbedingungen liefert das neue 

Buch über das 
Speziallager 
Nr.2 Buchen-
wald, das den 
Titel trägt:
„Die bitterste 
Zeit unseres 
Lebens“. Die-
se beiden Pub-
likationen
können über 
den Landes-
verband Sach-
sen der VOS 
kostenlos ab-
gefordert wer-
den. Außer-
dem finden 
sich Zeit-
zeugenporträts 

und Berichte im unter dem Internet-Portal www.vos-
sachsen- zeitzeugenerinnerungen.de.
Das Foto zeigt die Jubilare in trauter Runde mit dem 
VOS-Vorsitzenden von Sachsen, Frank Nemetz 
(links), der zur Feierstunde aus Dresden angereist war.
Unten in der Mitte ist Horst Radigk, der die Feier or-
ganisiert hatte. 

Weiterhin auf dem Foto: Hartmut Brix (oben Mitte) 
und Wurzens Altbürgermeister Jürgen Schmidt (oben 
rechts). Die Jubilare befinden sich in der unteren Rei-
he des Bildes: Erhart Krätzschmar (unten links) und 
Joachim Liebmann (unten rechts). Der Redakteur der 
Freiheitsglocke dankt Thomas Kube, der dieses Foto 
aufgenommen und kostenlos für diesen Bericht frei-
gegeben hat. 
Situation: Unklar ist, wie lange sich die Bezirksgrup-
pe Wurzen, die eine lange Tradition hat, noch halten 
wird. Die Altersstruktur weist auch hier einen hohen 
Durchschnitt aus. Die Kameraden, die noch vor der 
Gründung der DDR Opfer des Terrors wurden, neh-
men zahlenmäßig ab. Mit dem bedauerlichen Tod von 
Helmut Janke ging ein wichtiger Organisator verloren. 
Wiewohl die VOS stolz auf ihre „Neunziger“ ist, feh-
len jüngere Kräfte. Selbst Horst Radigk ist mit achtzig 
Jahren nicht dauerhaft belastbar. Dennoch ist er derje-
nige, der für den Verband kämpft und immer wieder 
zumutbare Treffen zustande bringt. Eine große Hilfe 
für das vorläufige Bestehen der Gruppe ist die finan-
zielle Unterstützung der CDU und des Bürgermeister, 
Herrn Röglin (SPD). Valerie Bosse
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Vom Menschsein
Es ist ein Menschenwort vergeben,
für keinen ist die Straße eben.
Du irrtest auch, gestehest, ein leicht 
ist es über Menschenschwächen,
den gnadenlosen Stab zu brechen,
schwer ist es immer Mensch zu sein.
Du zauderst oft die Hand zu heben,
um einem Menschen zu vergeben.
Dein Herz sagt ja, dein Hirn sagt nein,
du musst fühlen und entscheiden,
wer herzlos lässt den Menschen leiden,
verdient selbst nicht ein Mensch zu sein.

Gedicht von Edeltraud Eckert 
Waldheim 1953

Verurteilt zu 25 Jahren, 
verstorben infolge fahrlässiger 

medizinischer Versorgung
 

Die Würde zurückgegeben und die Erinnerung gepflegt
Namenstafel am Ehrengrab wurde am 28. Februar 2019 feierlich eingeweiht
Dank der Initiative von Kameradin
Rosel Werl bekamen die unschul-
dig zu Tode gekommenen Opfer 
von Waldheim und Hoheneck am 
28. Februar 2019 am Ehrengrab in 
Chemnitz auf dem Friedhof in der 
Reichenhainer Straße ihre Namen 
und damit ein Stück ihrer Würde 
zurück. In dem Gemeinschaftsgrab 
liegen die Urnen von 136 Men-
schen. Es sind Männer, Frauen und 
Kinder. Sie starben zwischen 1950 
und 1952 an den entsetzlichen 
Haftbedingungen in Waldheim und 
Hoheneck. Sie wurden zunächst 
eingeäschert und die Urnen auf 
den Dachböden der Haftanstalten
eingelagert. Im Oktober 1957 er-
folgte die anonyme Beisetzung im 
Urnengrab auf dem Chemnitzer 
Friedhof. 

Mehr als dreißig Jahre später be-
gannen die ehemaligen Waldhei-
mer Häftlinge Benno Prieß und 
Heinz Lorenz (beide sind inzwi-
schen verstorben) gemeinsam mit 
den ehemaligen Hohenecker Häft-
lingsfrauen Maria Stein, Gisela 
Gneist und Margot Jann nach den 
Namen der Verstorbenen zu for-
schen. Im Mai 1992 weihten sie 
die Grabanlage auf dem städti-
schen Friedhof ein, ohne die Nen-
nung der Namen. Rosel Werl führ-
te ihre Arbeit fort.

Zur Einweihung der Namenstafel 
erschienen etwa 50 Gäste, darunter 
Kameradinnen und Kameraden, 
Vertreter von Opferverbänden und 
Vereinen, Bundestags- und Land-
tagsabgeordnete sowie zahlreiche 
andere Gäste. Nach der Begrüßung 
durch VOS- Bundesgeschäftsfüh-
rer Hugo Diederich ließ der Minis-
terpräsident des Freistaates Sach-
sen Michael Kretzschmar ein 
Grußwort ausrichten. Er mahnte: 
„Jedes Detail über ihr Leben, die 
Umstände ihres Todes reißt sie aus 
dem Vergessen, das ihnen von den 
Tätern zugedacht war.“ 

Gemeinsam mit Marco Wander-
witz (Parlamentarischer Staatssek-
retär des Bundesministeriums des 
Innern), Holker Thierfeld (Vorsit-
zender der VOS Bezirksgruppe 
Chemnitz-Stollberg-Hohenstein-
Ernstthal) sowie Hugo Diederich 
(Bundesgeschäftsführer der VOS) 
enthüllte Kameradin Rosel Werl 

die Gedenktafel. Es erklang das 
Trompetensolo „Ich hatt' einen 
Kameraden“. 

Pater Bahrs von der katholischen 
Gemeinde in Stollberg segnete die 
Namenstafel mit dem Gedenkstein: 
„Die Namen der unschuldig zu 
Tode gekommenen Menschen sol-
len uns daran erinnern, dass nicht 
Gewaltherrschaft, sondern das 
friedliche Miteinander der Men-
schen dem Wohl der gesamten 
Menschheitsfamilie dient und dass 
nicht der Mensch das Maß aller 
Dinge ist.“

Es folgten die Ansprache des 
Oberbürgermeisters von Stollberg 
Marcel Schmidt und die Grußwor-
te der Landtagsabge-
ordneten sowie die Ge-
denkworte von Dr. Bert 
Pampel (Stiftung Säch-
sische Gedenkstätten), 
von Frau Dr. Nancy 
Aris (Stellvertretende 
Sächsische Landesbe-
auftragte zur Aufarbei-
tung der SED-Diktatur) 
und Vertretern von Op-
ferverbänden. 

Die Vertreter der Op-
ferverbände erinnerten 
an die damaligen kata-
strophalen Haftbedin-
gungen, die zu der ho-
hen Sterberate führten.

Dazu gehörte auch der 
Beitrag von Alexander 
Latotzky (Vorsitzender 
Bautzen-Komitee/Kindheit hinter 
Stacheldraht) an jene Kinder, die 
im eiskalten Februar 1950 in Gü-
terwagons aus Sachsenhausen nach 
Hoheneck gebracht wurden. Er ap-
pellierte: „Heute muss jeder Ein-
zelne von uns das damals aufge-
zwungene Schweigen brechen und 
sich dem Schmerzhaften und 
manchmal Unbequemen stellen 
und laut und öffentlich darüber be-
richten.“ 

Die Grußworte von der AG La-
ger Sachsenhausen 1945 – 1950 e. 
V. überbrachte Rolf Schröder: 
„Die Tafel möge viele Friedhofs-
besucher zum Nachdenken anre-
gen: Nie wieder eine – wie auch 
immer geartete – Diktatur auf 
deutschem Boden! Nie wieder 
Willkür und erniedrigende Recht-

losigkeit!“ Da Paul Radicke vom 
Waldheimer Kameradenkreis aus 
gesundheitlichen Gründen an der 
Einweihung nicht teilnehmen 
konnte, sandte er die Grußworte: 
„Durch Nennung der Namen und 
Hinweis auf die Ursachen für ihr 
Sterben geben wir den unschuldi-
gen Opfern einer Diktatur posthum 
die ihnen gebührenden Würde zu-
rück.“ Frau Sann berührte alle an-
wesenden Gäste mit einem sponta-
nen Gedicht von Edeltraud Eckert. 
Sie verstarb in Hoheneck an den 
Folgen eines schrecklichen Ar-
beitsunfalles und der unzureichen-
den medizinischen Behandlung der 
Kopfverletzung.

Rosel Werl beschloss ihren eige-
nen Redebeitrag mit den einpräg-
samen Worten: „Mir geht es da-
rum, dass die hier bestatteten To-
ten unvergessen bleiben, uns und 
den nachfolgenden Generationen 
Mahnung sind, dass sich solches 
Unrecht niemals wiederholt. Gera-
de in der heutigen Zeit ist es wich-
tig, der Jugend an diesen Schicksa-
len den Unterschied zwischen Dik-
tatur und Demokratie vor Augen 
zu halten.“ Am Abend des 27. Feb-
ruar 2019 bekam sie das goldenen 
Abzeichen der VOS für ihren jah-
relangen und unermüdlichen Ein-
satz verliehen, den Verstorbenen 
des anonymen Massengrabes Nr. 
18 in Chemnitz ihre Namen wie-
derzugeben. 

 nächste Seite oben
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von voriger Seite unten
Viele Kameradinnen und Kamera-
den reisten am Vortag für einen 
gemeinsamen Abend in Chemnitz 
an. Sie sprachen über ihre Hafter-
fahrungen und sie teilten ihre Er-
innerungen, vor allem an die in-
zwischen verstorbene Kameradin-
nen und Kameraden mit. An die-
sem Abend rezitierte die 90-jährige 
Frau Sann jenes Gedicht von 
Edeltraud Eckert, das die Einwei-
hung am nächsten Tag begleitete.
(Siehe vorhergehende Seite). 

Die Dankesworte von Rosel 
Werl lauteten: „Wir danken der 
Stiftung Sächsische Gedenkstätten, 
die uns die Finanzierung der Ver-
anstaltung ermöglicht hat. Ein be-
sonderer Dank geht an den Leiter 
der Dokumentationsstelle Dresden 
der Stiftung Sächsische Gedenk-
stätten Herrn Dr. Bert Pampel und 
an seinen Mitarbeiter Herrn Welm 
für die Unterstützung bei den um-
fangreichen Recherchen sowie an 
Hugo Diederich (Bundesgeschäfts-
führer der VOS), Holker Thierfeld 
(VOS Chemnitz), Reinhard Klaus 
(Lager Sachsenhausen) und an den 
Lern- und Gedenkort Kaßberg-
Gefängnis e. V. für die tatkräftige 
Unterstützung bei den Vorberei-
tungen. Steffi Lehmann, Chemnitz

Fotos © St. Lehmann (3 x Mitte) /
Heinz Galle (oben): Rosel Werl an 
der Grabplatte. H. Diederich und Ir-
ma Sann, Dr. Steffi Lehmann und 
Staatssekretär M. Wanderwitz (v. l.)

VOS mit wesentlichem 
Anteil bei Vorbereitung

Landesbeauftragter äußert sich 
positiv zu Aktivitäten

Bereits vorab übermittelte der 
Landesbeauftragte Sachsens eine 
Gruß- bzw. Informationsadresse 
zu dieser Gedenkstunde.
Im Ehrengrab Chemnitz befinden sich 
die Urnen von 136 Häftlingen 

der Haftanstalten Waldheim 
und Hoheneck: Männer, Frauen 
und Kinder. 1950 waren sie aus 
den sowjetischen Speziallagern 
nach Hoheneck und Waldheim 
überstellt worden und dort auf-
grund katastrophaler Haftbedin-
gungen gestorben. Um die hohe 
Sterberate zu vertuschen, hielt man 
die Todesdaten geheim und infor-
mierte die Angehörigen nur selten. 
Auch die sterblichen Überreste 
wurden in der Regel nicht den Fa-
milien übergeben. Dadurch wollte 
man öffentlichkeitswirksame 
Trauerfeiern vermeiden. Die An-

fang der 1950er Jahre verstorbenen 
Häftlinge wurden eingeäschert, ih-
re Urnen auf den Dachböden der 
Haftanstalten eingelagert. Erst 
1957 wurden sie anonym im Ur-
nengrab Nr. 18 beigesetzt. Nach 
dem Zusammenbruch der DDR 
begannen ehemalige Häftlinge, die
damaligen Ereignisse zu rekonstru-
ieren und die Namen der Toten zu-
sammen-zutragen. 1993 wurde auf 
ihr Engagement hin von der Stadt 
Chemnitz die Grabanlage errichtet 
und feierlich eingeweiht, jedoch 
ohne eine namentliche Nennung 
der Opfer. Dafür setzten sich Ver-
einsmitglieder der VOS ein, denn 

sie wollen durch die Namens-
nennung der Verstorbenen am au-
thentischen Ort eine Erinnerungs-
kultur fördern, die einerseits den 
Familien und Haftkameraden ein 
Abschiednehmen ermöglicht und 
andererseits in die Zukunft ge-
wandt ist. „In Schulprojekten kön-
nen SchülerInnen durch aktives 
Erforschen einzelner Schicksale 
das Leben in Diktatur und Demo-
kratie erforschen und Rückschlüs-
se ziehen“, heißt es in einem 
Schreiben der Opfervereinigung.

Der Landesbeauftragte würdigt 
das Engagement der VOS, die 

maßgeblich dazu beigetragen hat, 
diese Idee umzusetzen, ausdrück-
lich. Dr. Nancy Aris wird bei der 
Gedenkfeier anwesend sein und zu 
den Gästen sprechen. „Heute, fast 
siebzig Jahre nach dem Tod der 
Häftlinge, bekommen die einst 
anonym beigesetzten, vertuschten 
Opfer der SED-Diktatur ihren 
Namen und ihre Geschichte zu-
rück. Dieser Schritt ist sehr wich-
tig, weil Unrecht sich immer im 
Konkreten abspielt und die Erinne-
rung daran auch konkret und an-
schaulich sein sollte“, meint Lutz 
Rathenow. Dr. Nancy Aris
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Selbst die Thüringer Wachsenburg war als Internierungslager geplant
VOS-Jugendgruppe mit erfrischendem Ausflug und geschichtlich wichtigen Informationen 
Liebe Kameradinnen und Kameraden,
Ich möchte euch wieder von einem Ausflug mit unse-
rer Jugendgruppe des VOS-Landesverbandes Thürin-
gen berichten. Unter dem Motto „Eigene Geschichte 
für junge Menschen erlebbar gestalten“ machten wir 
uns zunächst auf den Weg zur Wachsenburg, einer der 
drei Burgen, die zu den Drei Gleichen an der ehema-
ligen mittelalterlichen Handelsstraße Via Regia, die 
Ost und West miteinander verbunden hat, gehört. 

Auf der Wachsenburg angekommen, erhielten wir ge-
schichtlich interessant-brisante Informationen zur 
DDR. Ein Zeitzeuge der ehemaligen Organe, den wir 
hier trafen, berichtete uns von den konkreten Plänen
der Stasi, denen zufolge auf der Wachsenburg bei Ein-
treten einer Krisensituation ein Internierungslager für
verdächtige und widerständige Bürger aus dem eige-
nen Volk eingerichtet werden sollte. Als Datum war 
der Tag X festgelegt worden. Auf unsere bange Frage
„Hättet ihr auch auf die Internierten erschossen bzw. 
sie getötet?“, gab es die klare Antwort: „Wenn der Be-
fehl dazu gekommen wäre, dann ganz sicher!“ 

Wir als Betroffene, die einer jungen Generation au-
thentisches Wissen vermitteln möchten, waren er-
schüttert, dass es an derart markanten Schauplätzen 
keine Erinnerungstafel und noch nicht einmal einen 
informativen Eintrag in die Jahresabläufe gibt.

Offenbar gibt man sich in Thüringen große Mühe,
die Verbrechen und Schandtaten der SED und ihres 
Organs „Schild und Schwert der Partei“, wie sich die
Stasi gern nannte, zu verheimlichen. Ist dies von einer 
Mehrheit der Bevölkerung Thüringens wirklich so 
gewollt oder liegt hier die Strategie der von der Lin-
ken geführten Regierung zugrunde? 

Weiter ging es zu einer traditionsreichen thüringi-
schen Stätte: zum Bratwurstmuseum Holzhausen, das 
sich nahe der Wachsenburg befindet. Jeder Tourist,
der Thüringen besucht, wird schnell erfahren, dass die 
Nationalspeise der Thüringer … die Thüringer Rost-
bratwust ist. In diesem Bratwurstmuseum ist alles,
was die Bratwurst angeht, in unterhaltsamer Weise 

dargestellt. Und natürlich kann sich der Besucher von 
dem hervorragenden Geschmack dieser oft nachge-
ahmten, aber in ihrer ursprünglichen Köstlichkeit nie
erreichten Qualität überzeugen. 

Mit etwas Bedauern betrachteten die Gäste schließ-
lich die Schweine, die einstmals in Thüringens freier 
Wildbahn heimisch waren. Irgendwann werden sie ge-
schlachtet und zur Bratwurst verarbeitet. Wer es nicht 
ertragen kann, sollte besser Vegetarier werden …

Der Ausflug dauerte bis zum späten Nachmittag. Die
Jugendlichen nahmen auch diesmal wieder eine Men-
ge an Wissen und Eindrücken mit, und sie taten trotz 
des Verzehrs einer originalen Bratwurst viel für ihre 
körperliche Fitness.

Wünschenswert wäre es, wenn sich weitere junge 
Menschen für den nächsten Ausflug in die Geschichte 
und die Heimat interessieren würden. Mittlerweile hat 
der Bundesgeschäftsführer der VOS Möglichkeiten 
gefunden, das lobenswerte Projekt finanziell zu unter-
stützen, worüber sich Falk Weichert als Jugendgrup-
penleiter, Timy Frohn (Foto) als Chauffeur und nicht 
zuletzt Norbert Wagner als Vorsitzender der Bezirks-
gruppen Erfurt und Gera freuen würden.

Norbert Wagner / Bezirksgruppe/ Fg
Info eins: Das Bratwurstmuseum Holzhausen (Amt 
Wachsenburg, Bratwurstweg 1) wirbt mit vielen bun-
ten Eindrücken im Internet. Nicht nur gastronomischer 
Service wird hier geboten, sondern in kultureller Hin-
sicht ist manches zu erfahren. 
Info zwei: Die Drei Gleichen sind drei mittelalterliche 
Burgen, die sich bei der Durchfahrt auf der Autobahn 
4 beeindruckend zeigen. Neben der Veste Wachsen-
burg gehören die Mühlburg bei Mühlberg und die 
Burg Gleichen bei Wandersleben dazu. Inwieweit zu 
DDR-Zeiten auf der Wachsenburg ein Internierungs-
lager für „feindlich-negative Elemente“ eingerichtet 
werden sollte, bedarf weiterer Nachforschungen. Ein 
Argument in diese Richtung wäre die Tatsache, dass 
Teile des Geländes nicht zugänglich waren, was sei-
nerzeit mit dem offensichtlichen Verfall aller drei 
Burgen begründet wurde.
Hinweis: Lesen Sie zum Thema Internierungen/ Iso-
lierungen den Beitrag von Reinhard Köhler auf den 
Seiten 18 bis 19 in dieser Ausgabe.
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Ein Scherbenhaufen?
Wagenknecht tritt vom Frakti-
onsvorsitz der Linken zurück
 Nun kommt es Schlag auf 
Schlag! Am Sonntag, 10. März
2019, gab Sahra Wagenknecht die 
Führung ihrer 2018 gegründeten 
Sammlungsbewegung „Aufstehen“ 
ab, und am Montag, 11. März, 
kündigte sie an, im Herbst vom 
Fraktionsvorsitz der Partei „Die 
Linke“ im Bundestag zurücktreten 
zu wollen. Während ihre Partei un-
ter Kipping und Riexinger eine 
linkssozialdemokratische Politik 
betreibt, um Koalitionen eingehen 
zu können, hielt die Tochter eines 
persischen Studenten in Westberlin 
und einer Ostberlinerin am Mar-
xismus- Leninismus fest, auch 
wenn ihr durch die DDR-Behörden 
1988 das Studium in Jena verwei-
gert wurde. Als Rücktrittsgrund 
gab sie Erschöpfungszustände an, 
nachdem sie Anfang 2019 schon 
einmal acht Wochen am Stück hat-
te pausieren müssen.

Die in Volkswirtschaft promo-
vierte Politikerin, die Walter Ul-
bricht verehrte und sowohl den 
Aufstand vom 17. Juni 1953 wie 
auch den Prager Frühling zu „kon-
terrevolutionären Akten“ erklärte, 
war mit ihrer „Kommunistischen 
Plattform“ innerhalb der Partei 
schon seit Jahren gescheitert. Auch 
die Bewegung „Aufstehen“, mit 
der sie durch die Einbeziehung 
linker Sozialdemokraten und linker 
Grüner die Operationsbasis für lin-
ke Politik vergrößern wollte, war 
eine Totgeburt, aus der Not gebo-
ren, weil Die Linke auf Bundes-
ebene über zehn Prozent nicht hin-
auskam. Viele in ihrer Partei wer-
den sich über den Rücktritt freuen, 
ganz besonders ihr schärfster Geg-
ner Gregor Gysi.

Jörg Bernhard Bilke

Das Zitat: 
Auch ein Scherbenhaufen kann, 
wenn die Sonne auf ihn scheint, 
die Welt erleuchten. Ein Scher-
benhaufen bleibt er trotzdem. 

Valerie Bosse

Eine Frage:
Monika Grütters tritt als Vorsit-
zende der Berliner Landes-CDU 
zurück. Ein (weiterer) Sieg der 
Linken oder setzt sich hier ganz 
einfach die Schwäche der Bundes-
CDU weiter fort? B. Thonn

Knabe wieder einsetzen
Entlassung ist ein Rachefeld-
zug des kommunistischen Mobs 
Hiermit wende ich mich als Mit-
glied der VOS, Referent für Füh-
rungen, als ehemaliger politischer 
Gefangener der Stasi und zuletzt 
als Hauptsachgebietsleiter der 
Obersten Bauaufsicht der Senats-
bauverwaltung an die interessierte 
oder betroffene Öffentlichkeit. 

Infolge meiner Tätigkeit im Se-
nat habe ich die bauaufsichtliche 
Genehmigung zur sogenannten 
Nutzungsänderung des Staatssi-

cher- heits-
gefäng- nisses
Berlin- Hohenschönhausen zur 
Gedenkstätte erteilt. Durch mein 
frühes Eingreifen l990 blieben die 
Gebäude und die anderen bauli-
chen Anlagen (darunter die soge-
nannten Tigerkäfige) erhalten. 
Ebenso Fahrzeuge (Transportwa-
gen der Post, der sogenannte 
Grotewohl-Express), die Kranken-
abteilung u. a. Denn schon der da-
malige Kultursenator Flier (Linke) 
wollte diese Gebäude verfallen las-
sen, indem er keine Reparaturen 
ausführen lassen wollte. Dieses 
habe ich der Öffentlichkeit mitge-
teilt und damit die Zerstörung ver-
hindert. Flier wurde danach abge-
setzt. 

Dr. Knabe hat mich und ich ihn 
bei dieser Aufgabe (Einrichtung 
der Gedenkstätte) voll unterstützt.
Auf Grund von Knabes hervorra-
genden Kenntnisse und seiner aus-
gezeichneten Qualifikation wurde 
die Gedenkstätte schnell im In-
und Ausland (bis nach Skandinavi-
en) bekannt, und sie war besonders 
bei Abiturienten und Studenten für 
Besuche gefragt.

Es gab schon damals Störversu-
che der Linken, wahrscheinlich 
ehemaliger Stasi- und SED- Nach-
folgepartei-Mitglieder, in Form 
von unsachlichen, hetzerischen 
Rufen und Zwischenreden, auch 
bei den Führungen und Vorträgen.

Dr. Knabes intensive und um-
fangreiche qualifizierte auch fach-
liche Literatur (mehrere Bücher) z.
B. ,,Die Täter sind unter uns“ hat 

zur Aufklärung der Verbrechen 
und Morde der DDR-Kader ge-
führt, was zu regelrechten Hassti-
raden, nicht nur gegen Dr. Knabe,
sondern auch gegen alle anderen 
beteiligten ehemaligen politischen
Gefangenen, führte.

Deshalb ist auch das unsachliche
Vorgehen von Herrn Lederer ge-
gen den überzeugten Demokraten 
Dr. Knabe nur als Rachefeldzug 
des kommunistischen Mobs er-
klärbar. Die ca. 100 Millionen 
Mordopfer des Weltkommunismus 
sind und sollen niemals vergessen 
werden. Dr. Hubertus Knabe ist 
sofort wieder einzusetzen! 

Eberhard Kaduk, Berlin

Wahrheitssuche heute
Sollen die Täter die Geschichte
der Opfer wirklich aufarbeiten?
Kein Christ darf einen anderen 
Menschen an seiner unrühmlichen
Vergangenheit messen. Was zählt, 
sind die Handlungen nach seiner 
Einsicht. Wir müssen uns selbst-
verständlich korrigieren dürfen, bis 
die Wahrhaftigkeit das Fundament 
unseres Wesens ist. Aber dieses 
Ziel darf niemand dadurch in Fra-
ge stellen, dass er sich selber un-
treu wird. Gewiss ist keiner gut be-
raten, wenn er aufgefordert wird, 
seine Überzeugungen einfach über 
Bord zu werfen. Doch nicht jeder 
ist / war so anpassungsfähig. 

In einigen Opferverbänden der 
SED-, DDR-Diktatur sitzen auch 
die Täter von einst und sollen die 
Gräuel, an denen sie beteiligt wa-
ren, aufarbeiten. Sind sie dazu 
wirklich fähig oder wollen sie sich 
über die Opfer reinwaschen? Die 
Täter arbeiten die Geschichte auf? 
Warum verschweigen so viele von 
ihnen ihre Vergangenheit?

Wie fühlen sich die Opfer der 
SED-Diktatur? Doch die Wahrheit 
rankt sich um uns. Sie kann sich 
niemals anpassen. Wir sind der 
Wahrheit verpflichtet. Die Toten, 
die Geknechteten, … der kommu-
nistischen Gewaltherrschaft, haben 
uns verändert. Wir wurden noch 
nachdenklicher als sie von uns 
gingen. Für uns gibt es keine Täter 
unterschiedlicher Klassifikationen. 
Die braunen, wie die roten Täter 
müssen sich verantworten. Daher 
werden wir Täter beim Namen 
nennen und zwischen den Tätern 
keine Unterschiede machen.

André Rohloff
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Bitte nicht vergessen: „DDR-Geschichte geht auch West-Bürger an“
Die VOS-Vertreter und das Zeitzeugen-Projekt blicken zuversichtlich auf die weitere Zusammen-
arbeit mit Heiko Hendriks, dem Landesbeauftragten in Nordrhein-Westfalen
 

Wollte man am Ende dieses Rund-
Tisch-Gespräches aus Sicht der 
SED-Opfer ein Fazit ziehen, könn-
te man festhalten: Es war eine 
Veranstaltung erster Klasse, und 
zwar sowohl was die Ansichten
der Politik angeht wie auch hin-
sichtlich der Offenheit, mit denen 
den Wünschen, Vorschlägen und 
Anregungen der eingeladenen 
SED-Opfer begegnet wurde.

Doch der Reihe nach.
Am 4. April hatte der Beauftragte 

der NRW-Landesregierung für 
Heimatvertriebene, Spätaussiedler 
und Aussiedler Heiko Hendriks,
der sich auch für die Belange der 
der SED-Opfer einsetzt, zu einem 
Treffen der Opferverbände einge-
laden. Die VOS war u. a. durch ih-
ren früheren Landesvorsitzenden 
Detlef von Dechend und die Pro-
jektleiter der Zeitzeugengruppe 
Alexander Richter und Christoph 
Becke vertreten, die im zweiten 
Teil der Veranstaltung über die 
Forderungen der SED-Opfer, bes-
sere Sozialleistungen (u. a. die 
Dynamisierung der Besonderen 
Zuwendung) sowie einen zentralen 
Gedenkort in NRW zur Erinnerung 
an die Verbrechen des Kommu-
nismus sprachen. 

Anwesend waren auf Einladung 
des Landesbeauftragten der parla-
mentarische Staatssekretär des Mi-
nisteriums für Kultur und Wissen-
schaft Klaus Kaiser sowie Dr. 
Guido Hitze, der die Planungsgrup-
pe Geschichte, Politik und Demo-
kratie in NRW leitet. Ebenfalls ein-
geladen waren Frau Dr. Silke Flegel 
und Dr. Frank Hoffmann vom Insti-
tut für Deutsche Geschichtsfor-
schung Bochum, die seit mehr als 
zehn Jahren das Zeitzeugenprojekt
der VOS-Gruppe in NRW betreuen.

Dass die Betreuung der SED-
Opfer endlich eine spürbare Kom-
ponente der Landespolitik in NRW 
wird, begründete Heiko Hendriks 
u. a. mit der Zahl von einer Million 
Menschen, die seit der Teilung 
Deutschlands in NRW zugezogen 
sind. Damit setzt sich eine Traditi-
on fort, die sich aus der frühen Zeit 
des vorigen Jahrhunderts, als der 
Bergbau viele Arbeitssuchende aus 
den damaligen deutschen und den 

polnischen Provinzen von jenseits 
der Oder anzog. Was die DDR und 
die Teilung Deutschlands betraf, 
so lag NRW im Gegensatz zu an-
deren Bundesländern nicht im 
Grenzgebiet der DDR.

Umso wichtiger sei es, nun eine 
Verbindung zu schaffen und gera-
de den politischen Opfern ein Ge-
fühl der Anerkennung zu geben. 
Entsprechend drückte es Heiko 
Hendriks in seinem Statement an 
die ehemaligen Widerständler aus: 
„Diese Zusammenkunft ist auch 
als eine Wertschätzung der NRW-
Regierung anzusehen und soll Ih-
ren Beitrag zum Mauerfall würdi-
gen.“ Insgesamt zeigte sich inson-
derheit der Landesbeauftragte sehr 
gut informiert und auch engagiert. 
Seitens der ehemaligen politischen 
Häftlinge wird das Angebot zur 
Unterstützung durch die NRW-
Regierung ausdrücklich begrüßt. 
Sowohl am Zeitzeugenprojekt wie 
auch an den Erinnerungs- und
Aufarbeitungsbestrebungen halten 
die Opfer nachdrücklich fest. Be-
grüßt wird daher die geplante Ein-
richtung des Hauses der Geschich-
te. Hier soll ein vielgestaltiges Mu-
seum entstehen, das endlich eine 
zentral geführte Übersicht zur 
NRW-Historie gibt und über die 
Geschichte der ansonsten domi-
nanten Fußballmächte hinausgeht. 
Unabdingbar wird das Thema 
DDR-Flüchtlinge in NRW einen 
ausreichenden Platz bekommen. 
Diese Zusicherung nahmen die 
Gäste ebenso mit wie das Angebot, 
eigene Vorschläge, Übersiedlersto-
rys oder Exponate einzubringen. 

Für das Zeitzeugenprojekt NRW 
bietet sich ebenfalls die Gelegen-
heit zur Zusammenarbeit und zur 
Kontaktaufnahme mit Schulen und 
anderen Bildungseinrichtungen. 
Dass dieses Projekt durch die Ver-
öffentlichung eines eigenen 
Newsletters in den letzten Wochen 
stark an Zuspruch gewonnen hat, 
bestätigte Frank Hoffmann in sei-
nem kurzweilig informativen Im-
pulsreferat. Zugleich äußerte er 
sich nach seinem jüngsten Besuch 
in Torgau bestürzt, als er erfuhr, 
dass Teile der Einwohnerschaft das
dortige Museum zur Jugendhaftan-

stalt als „Haus der Lüge“ bezeich-
nen. Leider spiegelt sich in dieser 
Meinungshaltung ein Stück Zeit-
geist wider, der in den Neuen 
Bundesländern nicht die Ausnah-
me ist.

Erfreulich, dass Heiko Hendriks, 
im Verbund mit der NRW- Lan-
desregierung, die Bedeutung der 
Zeitzeugenarbeit im VOS-Projekt 
unterstrich. Seine Worte „DDR-
Geschichte geht auch West-Bürger 
an“ haben die Opfer ermuntert, sie 
geben Hoffnung. Somit kann man 
den gemeinsamen Schlusssatz 
ernst nehmen: „Fortsetzung er-
wünscht!“ ARK

Vorbild und Kamerad
Unsere besonderen Glückwünsche 
gehen an unseren hochgeschätzten
Kameraden Wolfgang Lehmann 
aus Rimbach, der Ende März sei-
nen 90. Geburtstag beging.

Wolfgang Lehmann kam noch als 
halbes Kind in das Speziallager 
Ketschendorf und durchlitt ein 
schlimmes Schicksal, das er nur 
knapp überstand. Nach der Entlas-
sung floh er in den Westen und 
baute sich mit seiner Frau eine 
neue Existenz auf. Nach dem 
Mauerfall hatte er wesentlichen 
Anteil an der Bewahrung des Ge-
denkens verstorbener Haftkamera-
den. Für seine Zeitzeugenarbeit an 
den hessischen Schulen wurde er 
ausgezeichnet. Den VOS- Kame-
raden ist er durch wichtige Beiträ-
ge in der Freiheitsglocke bekannt.

Bundesvorstand, 
Bundesgeschäftsführer, Redakteur
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Um diese Forderun-
gen ging es schon 
vor vier Jahren
Bevor ich 2015 von einer intri-
ganten und opportunistischen 
Klicke aus meinen Ämtern ge-
drängt wurde, gehörte ich zur 
Bundestags-Expertenkommission 
über die Zukunft der Stasi- Unter-
lagenbehörde. Da sich abzeichne-
te, dass diese Kommission die 
Behörde schon damals abwickeln 
wollte, verfasste ich ein ausführ-
liches Abschlussvotum meiner 
Sicht, welches mit folgenden 
Forderungen endete: 
# Die Position des Leiters der 
BStU sollte auf den gesamten 
Komplex Unrecht in der früheren 
DDR erweitert werden. Er könnte 
Bundesbeauftragter für die DDR-
Diktaturfolgen sein. 
# Der Bundesbeauftragte sollte in 
jedem Fall direkt vom Bundestag 
gewählt und nur ihm verantwort-
lich sein. 
# Die Akten der BStU müssen 
vollständig zusammengefasst 
bleiben. Sie sollten weiter dem 
Bundesbeauftragten unterstellt 
sein. 
# Eine zentrale Erfassung der 
Stasi-Akten macht die Zugäng-
lichkeit leichter, wertet die Per-
son des Bundesbeauftragten auf 
und garantiert die wissenschaft-
lich und historisch notwendige 
weitere Erschließung der bisher 
nicht zugänglichen Akten.

Rainer Wagner

Haben wir 1989/90 zu früh triumphiert 
und uns zu viel versprochen? 
Der ehemalige Bundesvorsitzende Rainer Wagner 
zieht eine schonungslose Bilanz 
 Es ist traurig aber wahr, dreißig 
Jahre nach der friedlichen Revolu-
tion werden mutige Kämpfer ge-
gen das Stasi-System einzeln fertig 
gemacht und ausgeschaltet und In-
stitutionen, die die Opfer der SED-
Diktatur gradlinig oder auch 
manchmal nur halbherzig unter-
stützt haben, abgewickelt. 

Erfüllt sich heute im Blick auf 
den Stasi-Staat DDR, was Bertold 
Brecht einst im Epilog von „Der 
aufhaltsame Aufstieg des Arturo 
Ui“, zum Nazi-Staat schrieb? "So 
was hätt' einmal fast die Welt re-
giert! Die Völker wurden seiner 
Herr, jedoch dass keiner uns zu 
früh da triumphiert. Der Schoß ist 
fruchtbar noch, aus dem das 
kroch."

Vor 30 Jahren hofften und trium-
phierten wir Opfer und Wider-
ständler, dass das „Gespenst des 
Kommunismus“, wie es Marx 
nannte, endlich in den Orkus der 
Geschichte versunken sei. Vorher 
aber ist es 70 Jahre durch das Blut 
von über 100 Millionen Unschul-
digen gewatet. 

Bald erlebten wir, wie sich die al-
ten SED- Seilschaften etablierten 
und sich sogar die SED in die Par-
lamente und Behörden einzeckte.

Nun schien Freiheit und Demokra-
tie sich weltweit durchzusetzen. 
Aber bald erlebten wir in Deutsch-
land, wie sich die Wendehälse und 
alten SED-Seilschaften wieder 
etablierten und sich sogar die SED 
in die Parlamente und Behörden 
einzeckte. Bald verband sie sich 
mit ihren Gesinnungsgenossen aus 
den westdeutschen 68ern, die sich 
beim Marsch durch die Institutio-
nen bereits in Parteien, Schulen, 
Medien und sogar Kirchen etab-
liert hatten. Die demokratische Öf-
fentlichkeit fand sich schnell mit 
der Auferstehung des kommunisti-
schen Gespenstes ab.

Und schon zum 60. Jahrestag der 
Gründung der DDR erklärte Ho-
neckers Witwe in Chile zur Ent-
wicklung in Deutschland: „Die 
linken Kräfte werden mehr ... Die 
Zeichen für eine Rückbesinnung 

(auf die DDR-Verhältnisse – R. 
W.) stehen gut.“ Viele von uns lä-
chelten noch über das Geunke der 
alten Frau. Heute aber sehen es
viele schon ganz anders.

Die Entwicklung scheint Margot 
Honecker zumindest teilweise 
Recht zu geben. Der Einfluss der 
ehemaligen DDR-Opposition geht 
auf null zu. Einige ihrer Protago-
nisten sind altershalber aus ihren 
Funktionen geschieden. Andere 
wurden aus ihren Parteien heraus 
gemobbt und irgendwann auch von 
der CDU, auf die sie hofften, fal-
lengelassen. Wie lange sich unser 
Kamerad Arnold Vaatz als CDU-
Bundestagsabgeordneter noch hal-
ten kann, ist unbestimmt.

Solche Geschenke gleichen mehr 
dem Schnuller, mit dem man ei-
nen Säugling zur Ruhe bringen 
will.

Natürlich wirft man uns hin und 
wieder kleine Ehrenbezeugungen, 
oder minimale Erinnerungsge-
schenke wie Bundesverdienstkreu-
ze oder Gedenktafeln zu. Aber die-
se Geschenke gleichen wohl mehr 
dem Schnuller, mit dem man einen 
Säugling zur Ruhe bringen will. 
Letztlich wurden wir zu Grußon-
keln oder -tanten bei Gedenktagen 
degradiert. Wer sich damit nicht 
zufrieden gibt oder gar aufmuckt,
wird verdrängt und abserviert.

Heute erklärt man unwiderspro-
chen, dass die Geschichte umge-
schrieben werden muss. 30 Jahre 
nach der friedlichen Revolution 
bestimmen Politiker der in Linke 
umbenannten SED, wie wir die 
DDR zu verstehen haben: Die Op-
fersicht darf den Blick auf die 
DDR nicht dämonisieren.

Nach dem würdelosen Rauswurf 
von Dr. Hubertus Knabe aus der 
von ihm zur Bedeutung gebrachten 
Stasi-Gedenkstätte Hohenschön-
hausen sprachen es einige offen 
aus: Der bisherige antitotalitäre 
Konsens, nachdem die DDR zwar 
mit dem NS-Staat und seinem 
Jahrtausendverbrechen nicht 
gleichzusetzen ist, aber ebenfalls 
eine Diktatur war, muss aus dem 

historischen Bewusstsein elimi-
niert werden. Konkret heißt das: 
Die DDR war der gute Versuch,
eine gerechte Gesellschaft zu 
schaffen. Viele DDR- Errungen-
schaften wären auch für uns heute 
wünschenswert: Die problemlose
Abtreibung, die Unterbringung der 
Kinder vom 2. Monat an, wenn nö-
tig auch in Wochenkrippen. 

Wenn heute der von der Stalinis-
tin Clara Zetkin eingeführte 8. 
März in Berlin arbeitsfreier Feier-
tag ist oder die Bundesfamilienmi-
nisterin Franziska Giffey (SPD) als 
Zeichen gelungener Fraueneman-
zipation jubelt, dass nun auch 
Frauen als Müllwerkerin schuften, 
 nächste Seite oben
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Dabei war diese Behörde bei al-
ler Schwäche und zeitweiliger 
Inkonsequenz, doch unsere Be-
hörde. Und was sie verwaltete,
waren und sind unsere Akten. 
In ihnen sind unsere Not und 
unser Elend dokumentiert. 

dann erinnert dies doch alles stark 
an die Staatspropaganda von 
Schnitzlers oder dem Neuen 
Deutschland als Zentralorgan der 
SED. Uns als Opfer der SED-
Diktatur erschüttert die neu ge-
wonnene Kraft und Renaissance 
des „roten Gespensts“ im systema-
tischen Ausschalten seiner frühe-
ren Gegner.

Ehemalige Stasi-Mitarbeiter 
kriechen aus ihren Löchern und 
erklären uns, den sogenannten 
Klassenfeinden aus DDR-Zeiten, 
wieder den 
(kalten) 
Krieg. 

Konse-
quente De-
mokraten aus 
der früheren 
DDR, die 
bisher einen 
gewissen öf-
fentlichen 
Einfluss hat-
ten, werden 
jeweils ein-
zeln zersetzt 
oder aus ih-
ren Funktio-
nen heraus 
gedrängt. In 
den letzten zwei Jahren wurden, 
teilweise durch Nötigung, durch 
Intrigen und Isolierung Persön-
lichkeiten wie Angelika Barbe, 
Günter Weißgerber, der Schrift-
steller Siegmar Faust, der langjäh-
rige politi-
sche 
DDR-
Häftling 
und Grün-
der des 
Förder-
vereins 
Hohen-
schönhau-
sen Dr. Jörg Kürschner, und als 
Höhepunkt Dr. Hubertus Knabe 
ausgeschaltet. Sie wurden wie zu 
DDR-Zeiten verleumdet und zer-
setzt. Auf ihrer Ehre wurde herum 
getrampelt. 

Sicher hat jeder der Betroffenen 
auch seine persönlichen Schwä-
chen. Dennoch ist es traurig, dass 
deshalb oft die Solidarität von un-
serer Seite den Betroffenen gegen-
über zu wünschen übrig lässt. 
Wenn z. B. ein Brandenburger 
CDU-Politiker, der selbst politi-

scher Häftling war, signalisiert, 
dass die CDU und die Linken auch 
gemeinsam eine Regierung bilden 
können und er dann noch selbst 
den ehrverletzenden Rausschmiss 
von Siegmar Faust und Hubertus 
Knabe mit voran treibt, fragt man 
sich, wo da noch Kameradschaft 
unter uns zu erkennen ist.

Die letzte Hiobs-Botschaft war 
nun, dass auch die Stasi- Unterla-
genbehörde abgewickelt wird. 
Nachdem schon die Rekonstrukti-
on der zerrissenen Stasi-Akten 

durch ein vom 
Frauenhofer-
Institut weit ent-
wickeltes Compu-
tersystem einge-
spart wurde, ist 
jetzt die ganze 
Behörde dran. 
Dabei war sie, bei 
aller Schwäche 
und zeitweiliger 
Inkonsequenz, 
doch unsere (!) 
Behörde und was 
sie verwaltete wa-
ren unsere (!) Ak-
ten. In ihnen sind 
unsere Not und 
unser Elend do-

kumentiert. Nun sollen die Akten 
in der Mammutbehörde namens
Bundesarchiv verschwinden. Die 
Versprechen, dass wir weiter prob-
lemlos Zugang zu den Akten be-
halten, sind kaum das Papier wert, 

auf dem sie 
stehen. Nach-
dem uns in 
der DDR von 
den Linken 
Freiheit, Le-
benszeit in 
den DDR-
Zuchthäusern, 
Gesundheit 

und Eigentum genommen wurden, 
vergreift man sich nun also auch 
noch an unseren Akten.

Möglicherweise haben wir, wie 
es Brecht formulierte, zu früh „tri-
umphiert“. Es ist bitter, dass vieles 
von dem was wir meinten mit der 
friedlichen Revolution errungen zu 
haben uns Stück für Stück ge-
nommen wird.

Die DDR scheint aus ihren „Rui-
nen“ wieder „auferstanden“ zu 
sein. Zersetzung und Ausschaltung 
des Klassenfeindes geschieht heute 

mit anderen Mitteln als unter Ul-
bricht, Honecker und Konsorten. 
Aber wenn wir nicht wachsam 
sind, wird die neue Form der Stasi-
Unterdrückung effektiver und vor 
allem noch eleganter werden. 

Ich hoffe, dass unsere VOS wei-
ter das Rückgrat behält, dass sie 
nun schon fast 70 Jahre zeigt, und 
nicht dem Zeitgeist nachläuft wie 
andere Opfer-Unionen.

Rainer Wagner
Ehemaliger 

Bundesvorsitzender 
der UOKG und VOS

Lesermeinungen

Berlin und der 
Frauentag: Peinlich 
und verfälschend
Die Euphorie zum Frauentag kann 
ich nicht kommentarlos passieren 
lassen. Zugegeben, nicht nur bei 
mir, sondern auch meiner Frau 
werden bei diesem Thema die Er-
innerungen an den peinlichen 
Frauentagskult der DDR wieder 
wach! Die überdimensionierte Be-
richterstattung in den Medien zu 
diesem ideologisch belasteten Fei-
ertag übertüncht das Ziel der ideo-
logischen Instrumentalisierung, 
das die SED einst verfolgte. Genug 
Frauen stöhnen heute genauso wie 
zu Zeiten der DDR: Frauenrechte 
und Blumensträuße schön und gut, 
aber bitte nicht nur, weil es diesen 
Feiertag (wieder) gibt und um sich 
einer lästigen Pflicht zu entledigen.

Wie sich herausstellt, sind es oh-
nehin nur 34% der Deutschen, die
den Frauentag als Feiertag begrü-
ßen. Er bleibt damit hoffentlich ein 
rot-rot-grünes Berliner Phänomen 
mit Handelsumsatzsteigerungen 
für das Brandenburger Umland. 

Man muss diesen Tag auch nicht 
mit AKK rechtfertigen, sie hätte es 
sicherlich auch ohne Frauentag an 
die Spitze der CDU geschafft. 

Manfred Kruczek

VOS: Mit Mut gemein-
sam aus der Defensive 
Es war für mich gestern eine schö-
ne Überraschung zwei Zitate von 
mir in der FG zu finden. 

Irgendwie sollten wir, und damit 
meine ich nicht nur die VOS, raus 
aus der Defensive, in welche wir 
m. E. gedrängt worden sind.

Martin Pescheck
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 
Kann ein Mensch nach diesen Erfahrungen wieder heimisch werden?
Der Tod des langjährigen UOKG-Vorsitzenden Horst Schüler schmerzt und reißt eine tiefe Lücke 
Ein Nachruf und eine Würdigung auf einen hervorragenden Kameraden von Stefan Krikowski

Diese Augen. 
Wer in diese 
Augen ge-
schaut hat, 
spürt, dass sie 
weit mehr ge-
sehen haben, 
als einem Men-
schen zuzumu-

ten ist. Über viele Jahre hatte Horst 
Schüler in die Abgründe des Gu-
lags geblickt. Durch ein Sowjeti-
sches Militärtribunal (SMT) war er 
am 5. März 1952 im berüchtigten 
KGB-Gefängnis in der Potsdamer 
Lindenstraße zu 25 Jahren 
Zwangsarbeit in Workuta verurteilt 
worden. Die engsten Familienan-
gehörige und seine Ehefrau wuss-
ten nichts über seinen Verbleib. 
Über viele Jahre war er einfach 
spurlos verschwunden. 

Zu einer Zeit, als es Menschen 
gab, die freiwillig von Hamburg in 
die DDR zogen, war er froh, über-
haupt nach Hamburg ziehen zu 
können, zusammen mit seiner Ehe-
frau Ingrid, die all die Jahre trotz 
Ungewissheit über seine Inhaftie-
rung auf ihn gewartet hatte. Ham-
burg bedeutete für die noch junge 
Familie Freiheit. Eine Freiheit, die 
oft auch schmerzte, denn zu seinen 
bittersten Erfahrungen gehörte, 
dass in der Freiheit die Wenigsten 
von seinen Erfahrungen im Gulag 
hören wollten. 

Geboren am 16. August 1924 in 
Potsdam-Babelsberg, wurde er als 
Kind Zeuge, wie die Nationalsozi-
alisten seinen Vater Fritz Schüler, 
Sozialdemokrat und Gewerkschaf-
ter, drangsalierten, verfolgten, 
schließlich am 3. März 1942 letzt-
malig verhafteten und in das Un-
tersuchungsgefängnis in der Pots-
damer Lindenstraße brachten. Von 
dort wurde Fritz Schüler in das KZ 
Sachsenhausen deportiert, wo er 
am 5. Dezember 1942 starb. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg ar-
beitete Horst Schüler als Journalist 
bei der Zeitung Märkische Volks-
stimme in Potsdam, in der er unter 
dem Pseudonym „Kiekeohr“ u.a. 
die Versorgungsmissstände in der 
DDR kritisierte. Als er sich wei-
gerte, als Spitzel für den sowjeti-
schen Geheimdienst zu arbeiten, 

wurde er am 4. November 1951 
verhaftet und – bittere Ironie der 
Geschichte – ebenfalls in die Pots-
damer Lindenstraße gebracht, die 
diesmal der sowjetischen Besat-
zungsmacht als Untersuchungsge-
fängnis diente. Vor zehn Jahren 
hatte er hier seinen von den Natio-
nalsozialisten verhafteten Vater 
besucht. Sein Vertrauen darauf, 
dass man ihm als anerkanntem Op-
fer des Faschismus (OdF) nichts 
anhaben könne, hatte sich als 
Trugschluss erwiesen.

Nach Monaten der Schläge, Fol-
ter und nächtelangen Verhöre wur-
de Horst Schüler schließlich am 5. 
März 1952 durch ein Sowjetisches 
Militärtribunal nach dem Gummi-
paragraphen 58 des russischen 
Strafgesetzbuches wegen „Spiona-
ge“ zu 25 Jahren 
Lagerhaft verur-
teilt. Bis zu sei-
ner vorzeitigen 
Freilassung Ende 
1955 verbüßte er 
diese Strafe im 
berüchtigten 
Straflager Work-
uta. Mit seinen 
über 40 Strafla-
gern und dazu-
gehörenden Koh-
leschächten war 
Workuta einer 
der härtesten Gu-
lag-Komplexe im 
sowjetischen La-
gersystem. 

Als Arbeits-
sklave des 29. Kohleschachtes 
(Lager 10) nahm Horst Schüler im 
Juli 1953 aktiv am Aufstand gegen 
die Arbeits- und Haftbedingungen 
teil. Dieser wurde am 1. August 
1953 blutig niedergeschlagen: 64 
Tote und über 123 zum Teil 
schwer Verletzte waren zu bekla-
gen. Kann ein Mensch nach einer 
solchen Gewalt- und Ohn-
machtserfahrung wieder heimisch 
werden? Augenscheinlich führte 
Horst Schüler mit seiner Ehefrau 
und seinen zwei Kindern in Ham-
burg eine ganz normale bürgerli-
che Existenz. In der Hansestadt 
setzte er erfolgreich seine Arbeit 
als Journalist fort und wurde lei-

tender Redakteur beim Hamburger 
Abendblatt.

Wie sehr Workuta den seelischen 
Klangraum Horst Schülers verän-
dert hatte, davon zeugt eine Passa-
ge aus seinem Buch „Workuta –
Erinnerung ohne Angst“. Hierin 
setzt er sich mit dem Unverständ-
nis der Nachgeborenen auseinan-
der: Natürlich könnt ihr nicht ah-
nen, wie sehr diese Zeit im Lager 
unsere Seelen deformiert hat. Wie 
sollt ihr begreifen, daß wir zu-
sammenschrecken beim Anblick 
eines verrotteten Stacheldraht-
zauns. Daß der Hochstand eines 
Jägers uns unweigerlich an einen
Wachturm erinnert? Daß wir bei 
einem sorgsam geharkten Weg an 
die verbotene Zone rings um das 
Lager denken, die niemand betre-

ten durfte, es sei denn, er suchte 
den schnellen Tod. Daß wir uns 
innerlich dagegen auflehnen, wenn 
ihr leichthin vom Hunger sprecht, 
ohne überhaupt ahnen zu können, 
was Hunger wirklich aus Men-
schen machen kann. Und wenn wir 
beim Klang eines Hammerschlags 
auf Eisen zusammenfahren, wie 
sollt ihr es wissen? Selbst dieses 
harmlose Geräusch bringt uns zu-
rück in die Welt der Lager. Mit 
Schlägen auf dem Stück Eisen-
bahnschiene nämlich, das am Tor 
hing, wurden die Häftlinge ge-
weckt, wurden sie zur Arbeit be-
fohlen, zur Zählung, zum Appell.

 nächste Seite oben
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 von voriger Seite unten

Nach seinem Eintritt in den Ruhe-
stand, der zusammenfiel mit dem 
Zusammenbruch des Kommunis-
mus und der DDR, reiste Horst 
Schüler 1992 als erster deutscher 
Journalist in die damals noch ge-
sperrte Stadt Workuta. 1995 grün-
dete er die Lagergemeinschaft 
Workuta/GULag Sowjetunion. So 
konnte er den jährlichen Treffen 
der ehemaligen Gulag-Häftlinge 
eine offizielle Organisationsform 
bieten. Den UOKG-Vorsitz hatte 
er von 2001 bis 2007 inne. 

Horst Schüler war er ein ge-
schätzter Interviewpartner. Er war 
ruhig und sachlich und musste 
nicht laut wer-
den, um als Au-
torität wahrge-
nommen zu 
werden. Gerade 
in schwierigen 
Zeiten verstand 
er es wie kein 
anderer, Kon-
flikte zu ent-
schärfen, zu in-
tegrieren und 
zu vermitteln.

Dass Horst 
Schüler Journa-
list mit Leib 
und Seele war, lässt sich im Mittei-
lungsblatt der UOKG Der Stachel-
draht nachlesen. Hierfür schrieb er 
regelmäßig die Editorials und äu-
ßerte sich auch zu aktuellen The-
men. Seine Tätigkeit blieb jedoch 
nicht nur auf die UOKG be-
schränkt. Bis zuletzt hat Horst 
Schüler seine Stimme erhoben, so 
z. B. in der Auseinandersetzung 
um das 2013 von Wolfgang Benz 
herausgegebene Buch „Ein Kampf 
um Deutungshoheit. Politik, Opfer-
interessen und historische For-
schung“. 

Horst Schüler musste erleben, 
wie nachhaltig das Gift der Zerset-
zung, das die SED mit ihren 
Schergen so reichlich versprüht 
hatte, wirkte. Keine 30 Jahre nach 
dem Mauerfall nehmen die politi-
schen Anfeindungen, die die Kriti-
ker des Kommunismus in eine 
rechtsradikale Ecke zu stellen ver-
suchen, an Heftigkeit zu. Horst 
Schüler bezog auch hier Position 
und wandte sich z. B. gegen die 
unbotmäßige Entlassung von Dr. 
Hubertus Knabe, dem Direktor der 

Berliner Gedenkstätte Hohen-
schönhausen. 

Nachdem dieser Stützpunkt für 
den antitotalitären Konsens mit al-
len – auch medialen – Mitteln ge-
schliffen worden war, wurden die 
Stimmen, die eine andere Erzäh-
lung der DDR- Geschichtsschrei-
bung fordern, immer lauter. 

Ein vorläufig negativer Höhe-
punkt in der Umdeutung der DDR-
Geschichte war die sog. Fachta-
gung in den Räumen der Amadeu-
Antonio-Stiftung im Februar 2019 
zum Thema „Der rechte Rand der 
DDR-Aufarbeitung“. Nahezu un-
widersprochen wurde der ehemali-
ge UOKG-Vorsitzende Gerhard 

Finn, Jahrgang 
1930, in die Nähe 
von NS-Tätern 
gerückt.  

Schon längst 
von schwerer 
Krankheit ge-
zeichnet, kämpfte 
Horst Schüler 
weiterhin gegen 
die Verklärung 
und Verharmlo-
sung der Verbre-
chen des Kom-
munismus. Er 
suchte den Dialog 

mit dem politischen Gegner, blieb 
immer sachlich und höflich, argu-
mentierte hart in der Sache und 
nahm sein Gegenüber mit. Er woll-
te seine Gegner überzeugen, ohne 
sie zu diffamieren. Ihm war es ein 
Anliegen, die Opfer beider Dikta-
turen zu würdigen und ihren An-
liegen gerecht zu werden.

Nun ist Horst Schüler am 27. 
März 2019 im Alter von 94 Jahren 
in Hamburg gestorben. Er erlag 
seinem Krebsleiden. Mit ihm ver-
lieren wir eine unverwechselbare 
Stimme. Einer der letzten Zeugen 
des Gulags hat uns verlassen. 
Horst, wir vermissen dich und ver-
neigen uns vor dir. 

Stefan Krikowski, 
Sprecher der Lagergemeinschaft 

Workuta / GULag Sowjetunion
Die Fotos (©: Stefan Krikowski) 
zeigen Horst Schüler bei den je-
weiligen Treffen der Lagergemein-
schaft Workuta 2007 (vorige Seite) 
und 2017. 
Literatur: Workuta. Erinnerun-
gen ohne Angst. Bei Amazon be-
wertet: dreimal fünf Sterne.

Aufrecht und geduldig
VOS trauert um Horst Schlüter
Ein Nach- und Mahnruf

Muss man bei jemandem, der mit 
94 Jahren nach einem harten, aber 
auch erfüllten Leben trauern, oder 
muss man einen solchen Men-
schen, der bis zuletzt auch noch 
auf der vollen Höhe seiner geisti-
gen Fähigkeiten war, nicht viel-
mehr beneiden?

Wenn wir für diese Frage die 
Antwort bei Horst Schüler suchen, 
so erfolgt sie eher umschreibend. 
Sie sollte lauten: Wir trauern sehr. 
Zum einen war uns Horst Schüler 
in seiner Aufrichtigkeit und frei-
heitlichen Gesinnung Vorbild und 
Unterstützer, zum anderen trauern 
wir, weil uns ein solcher Mensch, 
ein Kamerad gerade in der heuti-
gen Zeit fehlt. 

Noch Ende letzten Jahres hat der 
ehemalige Vorsitzende des Dach-
verbandes von Opfer- Gemein-
schaften, die eigentlich zusam-
menhalten und zusammenarbeiten 
sollten, sein Unbehagen geäußert. 
Er, der mit Geduld und Verständ-
nis diesem Dachverband lange 
vorgestanden hat und bis zuletzt 
ihr Ehrenvorsitzender war, hat sich 
unverhohlen kritisch zur Abberu-
fung des Gedenkstättendirektors 
Hubertus Knabe geäußert. An wen 
er sich dabei wandte, ist im Inter-
net nachzulesen. 

Es kann also nicht verwundern, 
dass wir um einen Kameraden 
trauern, der sich im hohen Alter 
und im Angesicht einer schweren 
Erkrankung dennoch der Verant-
wortung der wahren Geschichts-
aufarbeitung und der Erinnerung 
der Schicksale so vieler Kommu-
nismus-Opfer – nicht nur jener der 
GULags – einer immer währenden 
Verantwortung bewusst bleibt? 

Wir als VOS werden das Anden-
ken an Horst Schüler, der ein auf-
rechter Demokrat war und seinen 
Kameraden immer trostvoll und 
hilfreich zur Seite stand, stets in 
Ehren halten. 

Schade wäre es hingegen, wenn 
jener Dachverband, den Schüler so 
lange leitete, es nun bei leeren Be-
kundungen belassen würde, anstatt 
sich im Hinblick auf die Neubeset-
zung und Zielführung der Gedenk-
stätte Berlin-Hohenschönhausen 
stark zu machen. 

Hugo Diederich für die VOS
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Im Konzept bleiben grundlegende Fragen ungeklärt
Der Landesbeauftragte von Sachsen sieht durch die Zusammenlegung der Archiv-Standorte auf 
eine Stelle wesentliche Nachteile für die regionale Aufarbeitung und die politische Bildungsarbeit
Pressemitteilung 3/2019 vom 15. 
März 2019 Zum Konzept des 
BStU und Bundesarchivs zur 
Zukunft der Stasi-Unterlagen 

Am 13. März 2019 hat der Bun-
desbeauftragte für die Stasi-
Unterlagen dem Bundestag das 
vom Bundestag in Auftrag gege-
bene Konzept zur Zukunft der Sta-
si-Unterlagen übergeben. Es han-
delt sich dabei um ein gemeinsa-
mes Konzept des Bundesbeauf-
tragten und des Bundesarchivs. 

Der Sächsische Landesbeauftrag-
te zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur begrüßt, dass endlich ein 
Konzept vorliegt, das die am 5. 
April 2016 dem Bundestag vorge-
legten Empfehlungen der Exper-
ten-Kommission umsetzen soll. 

Die von der Kommission gefor-
derte und im Konzept beschriebene 
Überführung der Stasi-Akten ins 
Bundesarchiv dient dem dauerhaf-
ten Erhalt des Gesamtarchivbe-
standes der Staatssicherheit. Die 
im Konzept vorgestellten Über-
legungen zur künftigen Siche-
rung, Rekonstruktion, Digitali-
sierung und Erschließung der 
Unterlagen sind sehr wichtig 
und zu begrüßen. Sie sollten 
umgehend umgesetzt werden, da 
der Zustand der Akten kritisch 
ist. 

Leider bleiben im Konzept 
grundlegende Fragen ungeklärt. 
So gibt es zwar mehrfach Hin-
weise, dass der Aktenzugang 
verbessert werde, jedoch bleibt 
unklar, welcher rechtliche Rah-
men zugrunde gelegt wird. Der 
spärliche Hinweis, dass für die 
künftige Nutzung der Akten im 
Bundesarchiv sowohl StUG als 
auch Bundesarchivgesetz geändert 
werden müssten, verdeckt das 
Ausmaß der zu berücksichtigenden
Aspekte – angefangen vom Opfer-
schutz bis hin zur Gebührenord-
nung. Hier wäre eine detaillierte 
Darlegung der zu bedenkenden 
Faktoren essenziell wichtig, um 
eine differenzierte und den kom-
plexen Sachverhalten angemessene 
Entscheidungsgrundlage zu schaf-
fen. 

Ebenso sparsam ausgeführt ist 
das Standortkonzept in den Län-

dern. Der Landesbeauftragte ist 
mehr als verwundert, dass das vor-
gelegte Konzept hinter den bereits 
geschaffenen Tatsachen zurück-
bleibt. Es suggeriert eine Offenheit 
in der Standortfrage, die nicht 
mehr gegeben ist. Im Konzept 
scheint es, als ob die Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben für jeden 
Außenstellenstandort eine Mach-
barkeitsstudie vorlegen würde. Mit 
keiner Silbe wird erwähnt, dass sie 
nur einen Standort pro Bundesland 
prüft und dass die Frage, welcher 
Standort als künftiger Archivsta-
ndort geprüft wird, bereits ent-
schieden ist. 

In Sachsen ist dies Leipzig. 
Wenn Leipzig Archivstandort 

wird, dann wird die bisher in 
Dresden, Chemnitz und Leipzig 
praktizierte Bildungsarbeit künftig 
nur noch dort stattfinden. Das 
Transformationskonzept bedeutet 

für die Region, dass es regionale 
Aufarbeitung und archivpädagogi-
sche politische Bildungsarbeit zum 
Thema Staatssicherheit nicht mehr 
an zwölf Standorten, sondern aus-
schließlich an fünf Archivstandor-
ten geben wird. 

In Sachsen ist es mit Leipzig 
ausgerechnet der Ort, der mit Ab-
stand jetzt schon die meisten An-
gebote zu diesem Thema bereit-
hält. Perspektivisch gesehen wer-
den die Standorte Chemnitz und 
Dresden auf Dauer keine Existenz-
grundlage haben, weil die ihnen im 
Konzept zugewiesenen Aufgaben 
auch durch andere Einrichtungen –
wie beispielsweise die Landesbe-

auftragten – übernommen werden 
können. 

Lutz Rathenow dazu: 
Die vorschnelle Fokussierung auf 
Leipzig als Archivstandort, ohne 
Chemnitz und Dresden geprüft zu
haben, finde ich falsch. Die in Ber-
lin durch Zusammenlegung von 
Aktenbeständen vorgesehene und 
zu begrüßende Bündelung von 
Überlieferungen wird es in Sach-
sen nicht geben. 

Im Gegenteil: In Chemnitz und 
Dresden werden die Überliefe-
rungszusammenhänge auseinan-
dergerissen und damit die Recher-
chemöglichkeiten verschlechtert. 
Versteht man den Archivstandort 
auch als Multiplikator, der die 
Auseinandersetzung mit dem The-
ma Stasi in die Gesellschaft hin-
einträgt, so wäre es wichtig, dort 
zu agieren, wo es diesbezüglich 
kein Überangebot, sondern Defizi-

te gibt. Auf Sachsen bezogen wäre 
das Chemnitz. Sicher würde ein Ja 
für Chemnitz auch die im Aufbau 
befindlichen Gedenkstätten Frau-
enzuchthaus Hoheneck und Kaß-
berggefängnis befördern. Die her-
ausragende Bedeutung Sachsens 
spräche aber auch für zwei Ar-
chivstandorte. Sonst ergäbe das 
Konzept eine deutliche Verschlech-
terung für die DDR-Aufarbeitung 
in Sachsen mit Rückwirkungen 
über Sachsen hinaus. 

Dr. Nancy Aris
Stellvertretende Landesbeauftragte 

Foto (© VOS Chemnitz): 
Feierliche Einweihung 

des Ehrengrabs in Chemnitz 
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Ein menschenverachtendes, mora-
lisch verkommenes Staatssystem 
Mit Mielkes Dienstanweisung vom 8. Oktober 1989
unternahm die DDR einen letzten Schritt zur Kriegs-
vorbereitung gegen das eigene Volk  
Eine Untersuchung von Reinhard Köhler

 

Während sich SED-Chef Ho-
necker 1987 bei einem Besuch in 
Bonn von westlichen Politikern 
hofieren ließ, plante MfS- Gene-
ral Mielke bereits die Internie-
rung Tausender DDR-Bürger. 
Lesen Sie nachfolgend, was 
Reinhard Köhler in ehemals ge-
heimen Akten entdeckte. 
Am 8. Oktober 1989 um 16.20 Uhr 
traf in der Bezirksverwaltung für 
Staatssicherheit in Erfurt die 
Dienstanweisung VVS (Vertrauli-
che Verschlusssache – d. Red.) 
MfS 0008-71/89 ein.

Was beinhaltete sie?
1. Volle Dienstbereitschaft für al-

le Diensteinheiten bis auf Wi-
derruf. Waffenträger haben die 
Waffe ständig bei sich zu füh-
ren. Ausreichend Reservekräfte 
sind bereitzuhalten, deren kurz-
fristiger Einsatz, auch zu offen-
siven Maßnahmen zur Unter-
bindung und Auflösung von 
Zusammenrottungen, ist zu
gewährleisten ist. 

2. Sicherung der Dienstobjekte 
und Wohnobjekte von MfS-
Angehörigen.

3. Alle geeigneten und verfügba-
ren IM/GMS sind unverzüglich 
lagebezogen zum Einsatz zu 
bringen.

4. Einschätzung und Neubewer-
tung aller operativen Vorgänge, 
operativen Personenkontrollen 
und operativen Ausgangsmate-
rialien. Es sind geeignete Maß-
nahmen festzulegen, um erfor-
derlichenfalls kurzfristig die 
Zuführungen bzw. Festnahmen 
solcher Personen zu realisieren. 
Überwachung von Ausreisean-
tragstellern, oppositionellen 
Bewegungen usw.

5. Herstellung von direkten Ver-
bindungen zu Leitern staatli-
cher und wirtschaftsleitender 
Betriebe um Erfordernisse des 
Zusammenwirkens festzulegen, 
Informationen über die Lage in 
den Betrieben zu bekommen. 
Einbeziehung gesellschaftlicher 
Kräfte zur Unterstützung.

6. Verstärkung der 
Abwehrarbeit in den 
Bewaffneten Orga-
nen, Herauslösung 
aller gegnerischen 
Erscheinungen. 

7. Verhinderung von 
Angriffen gegen 
SED-Mitglieder und 
Angehörige der Si-
cherheitsorgane.

8. Verhinderung von 
Aktivitäten ausländischer Jour-
nalisten gegen die DDR.

9. Meldung aller Aktivitäten ge-
genüber Kräften an das MfS-
Lagezentrum und Weitergabe 
an die SED-Bezirks- und Kreis-
leitungen.

Diese Weisung war eine Form der 
Mobilmachung mit Generalvorbe-
reitung für den Gegenschlag gegen 
jede innere Opposition und damit 
gegen das eigene Volk. Es hätte 
nur einer Anweisung bzw. Befehls 
bedurft, um den ganzen Machtap-
parat in Gang zu setzen. Alle wei-
teren Vorbereitungen hierfür wa-
ren gegeben:
- Die Namen der inneren Geg-

ner standen aktuell fest. 
- Die Personaldaten von ihnen 

lagen vor, auch die Rang- und 
Reihenfolge ihrer Festnah-
men. Selbst die Grundrisse 
der Häuser bzw. Wohnungen 
und die Wegstrecken der 
Verhaftungsgruppen zu den 
Opfern waren ausgearbeitet 
worden

- Die Festnahmegruppen (ge-
meint sind die Täter – d. 
Red.) waren aufgestellt

- Die Fahrzeuge des MfS wa-
ren eingeteilt, auch jene, die 
die Betriebe laut Verordnung 
bereitzustellen hatten.

- Die operativen Stützpunkte in 
den Kreisen waren besetzt 
und instruiert.

- Die Reservisten waren aufge-
stellt und zur generellen Mo-
bilmachung einzuziehen.

- Die Gestellungsorte der Re-
servisten waren festgelegt.

- In jedem Kreis war mindes-
tens ein Isolierungsobjekt ein-
reichtet (Unterbringung dort 
bis zu fünf Tagen).

- Abtransport in das jeweilige 
betriebliche Lager für unbe-
stimmte Zeitdauer.

- Die Gefängnisse waren für
die Aufnahme einer Vielzahl 
zusätzlicher Häftlinge gerüs-
tet. Die UHA Erfurt hätte laut 
Planung aus dem Jahr 1983 
von ursprünglich 80 Häftlin-
gen im Krisenfall auf ca. 200 
Personen aufgestockt werden 
können. In der Jugendhaftan-
stalt Ichtershausen wären bei 
einer üblichen Kapazität von 
430 Personen im Krisenfall 
800 Personen inhaftiert wor-
den.

Die Bezirksverwaltungen in Erfurt, 
Gera und Suhl hatten bereits Ende 
1988 bekundet, dass sie zum Ge-
genschlag, das heißt zur Durchfüh-
rung der Vorbeugemaßnahmen,
voll und ganz vorbereitet seien. 
Für Suhl und Gera war dies der 30. 
November, für Erfurt der 31. De-
zember. Danach wären in der DDR 
mindestens 2.901 Personen festge-
nommen und in ein MfS- Gefäng-
nis gebracht worden. Anschließend 
wären die Verurteilungen im 
Schnellverfahren erfolgt. Weitere 
10.539 Personen hätte man auf un-
bestimmte Zeit in ein Isolierungs-
lager überführt. Die Dauer dieser 
Verwahrung hätte sich das MfS 
vorbehalten. 

Fest steht: Es handelte sich um 
Zwangsarbeitslager übelster Sorte.

 nächste Seite oben
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Wir trauern um
 

Lenchen Köhler Bezirksgruppe Chemnitz
Werner Schneider Bezirksgruppe Elsterberg
Helmut Janke Bezirksgruppe Wurzen
Eberhard Wendler Bezirksgruppe Stuttgart
Wolfgang Beinroth Bezirksgruppe Harz
Wolfgang Schuster Bezirksgruppe Rhein-Ruhr

Die VOS wird ihnen ein ehrendes 
Gedenken bewahren

 

 von voriger Seite unten
Für weitere 887 Personen hätte es eine Überprüfung 
gegeben, wonach diese mit großer Wahrscheinlichkeit 
aus ihren Ämtern entlassen worden wären. Gemeint 
waren hier unzuverlässige staatliche Leiter. Zudem 
hätte das MfS für 70.245 Personen eine Beobachtung 
angeordnet, von denen vermutlich 413 in Isolierlager 
und 411 in die Haft umgestuft worden wären.

Dies war der Stand vom 21.12. 1988. Im Oktober 
1989 wären es weitaus mehr Personen gewesen, da die 
Zahl der Ausreisewilligen, die grundsätzlich als feind-
lich negative Elemente betrachtet wurden, immens 
angestiegen war. Dies ergab die Auswertung der Ope-
rativen Vorgänge und Personenkontrollen schlechthin. 

Wie menschenverachtend und moralisch verkom-
men muss ein Staatssystem sein, wenn es Zehntausen-
de seiner Bürger zu Feinden erklärt und sie listenmä-
ßig mit dem Ziel ihrer Inhaftierung (4.1.1.), Isolierung 
(4.1.3.), politisch-operativen Überwachung (4.1.4.) als 
feindlich negative Personen (4.1.5. – diese Liste galt 
als Vorstufe für die vorgenannten Listen 4.1.1. und 
4.1.3.) für den Krisenfall erfasst und zwar mit dem 
Ziel der ständigen Gewährleistung der staatlichen Si-
cherheit der DDR unter allen Lagebedingungen? 

Interessant sind einige Grundsätze des Vorgehens.
Bezirksverwaltung Erfurt vom 9. April 1970 GVS 

(Geheime Verschlusssache – d. Red.) 61/70: Die 
Festnahmen, Internierungen, Isolierungen sind nur 
auf Weisung des Ministers durchzuführen.

Arbeitsgruppe des Ministers laut GVS MfS 005-
155/83 vom 14. November 1983: Für die Planung, 
Vorbereitung und Realisierung der Isolierung ist das 
MfS verantwortlich. … Über die Isolierung und die 
Isolierungsobjekte besteht keine Aufsicht durch die 
Staatsanwaltschaft bzw. das Ministerium des Innern.
Die Maßnahmen dieses Komplexes waren nicht nur 
eine Bankrotterklärung der SED und ihres kommunis-
tischen Systems, sondern auch eine Kriegserklärung 
an das eigene Volk. Reinhard Köhler

Angemerkt: 
Gesundheitliche Folgeschäden der SBZ/DDR 
werden von den Behörden, Gerichten und von 
der Politik nachweislich völlig heruntergespielt.
Die Antragsteller können doch gleich zur Stasi 
laufen. Manfred und Margarete Springer

Volksaufstand vom Juni 1953:
Gedenken hilft Generationen

Einladung an alle Mitglieder und Freunde der 
VOS zur Gedenkfeier

 

Auch dreißig Jahre nach dem Mauerfall schweigen 
wir nicht und wollen an die Opfer des Volksaufstan-
des vom 17. Juni 1953 in der ehemaligen DDR und 

der Kommunistischen 
Gewaltherrschaft erinnern.

Wir treffen uns am
16. Juni 2019 um 16.00 Uhr

an der Gedenktafel für die Opfer. Regierungsge-
bäude Luisenplatz im Zentrum von
Darmstadt

zu einer Gedenkfeier.
Alle Kameradinnen und Kameraden und Freunde der 

VOS laden wir zu dieser Veranstaltung ein.
Der Luisenplatz in Darmstadt ist 
ab Darmstadt Hauptbahnhof mit 

der Straßenbahnlinie Nr.5 und den 
Bussen K und H zu erreichen. Es
wäre wünschenswert, sich anzu-
melden, damit wir einen Über-
blick über die Anzahl der Teil-
nehmer bekommen. Bitte an-

melden unter:
VOS Landesgruppe Hes-

sen/Rheinland-Pfalz
Arno Selten

In der Römerstadt 146
60439 Frankfurt am Main

Tel.: 069 583217
arno-selten@t-online.de



VOS-Gedenken zum 17. Juni 1953
Veranstaltungen

Chemnitz
 

Liebe Kameradinnen, liebe Kameraden, der Tag der

Deutschen Einheit
verbindet sich in diesem Jahr mit zwei Jubiläen, dem 30. Jah-
restag der friedlichen Revolution und dem 20. Jahr, seitdem 
unsere Stele auf dem Kaßberg steht. Unser Kamerad Erwin 
Tränkmann, der sich maßgeblich und gemeinsam mit Johannes 
Kirsch und Wolfgang Looß für diese Stele einbrachte, schrieb 
in dieser Zeit: Dieser Gedenkstein soll nicht nur die Opfer der 
Gewaltherrschaft von 1945 – 1989 ehren, sondern auch in 
Dankbarkeit an die Kameradinnen und Kameraden erinnern, 
welche ihren Freunden und Leidensgenossen, die nach 1945 
schwere Schicksale durchleben mussten, bei der Aufarbeitung 
dieser Zeit mit Rat und Tat zur Seite standen und noch stehen.

In diesem Sinne laden wir euch ganz herzlich 
zu unserer Gedenkveranstaltung ein:

Montag, den 17. Juni 2019, 11.00 Uhr
Parkanlage gegenüber dem Landgericht

(Hohe Str. 23, 09112 Chemnitz).
Wir freuen uns auf euer Kommen 

Der Vorstand der VOS-Bezirksgruppe Chemnitz

Berlin
Aufruf zum Gedenken an den 

Volksaufstand vom 17. Juni 1953
 

Liebe Kameradinnen, liebe Kameraden, auch in diesem Jahr 
wollen wir des Volksaufstandes vom Juni 1953 gedenken.

17. Juni 2019 um 09.00 Uhr
findet die Gedenkfeier der Opferverbände 

kommunistischer Gewaltherrschaft in 
Berlin-Charlottenburg am Steinplatz statt. 

Wir alle sind aufgerufen, an dieser Veranstaltung 
teilzunehmen und die Opfer zu ehren.
Veranstalter ist die Vereinigung der 

Opfer des Stalinismus.
Traditionell nehmen Politiker_innen wichtiger Parteien teil. 
Mehr denn je geht es – auch mit Blick auf die Vorgänge in 
der Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen – die Bedeu-

tung des Tages der Deutschen Einheit herauszustellen.
Der VOS-Bundesvorstand

Nordrhein-Westfalen
 

Liebe Kameradinnen, liebe Kameraden, auch wir in NRW hal-
ten das Gedenken für wichtig und wollen den

Gedenken an den Volksaufstand vom Juni 1953
am 17. Juni in Düren, Bismarckstrasse 17, 

am VOS -Gedenkstein 
vor dem Rurtal-Gymnasium

würdevoll und mit möglichst vielen Teilnehmern begehen. Es 
geht darum, neben der Erinnerung an die Opfer des Volksauf-
standes vom Juni 1953 auch die Werte und die Bedeutung der 
Wiedervereinigung aufrechtzuerhalten und für die Errichtung 
eines gut sichtbaren Denkmals in der Landeshauptstadt zu wer-
ben. Wir haben bereits Politiker_innen der wichtigen Parteien 
für diesen Anlass eingeladen. Informationen unter 0211 / 
2381025 oder per Email an: dvdechend@web.de.

i. V. Detlef von Dechend
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